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In dem Verwaltungsverfahren 

wegen: Genehmigung eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems der Fernleitungsnetzbetreiber 
für das Angebot zusätzlicher Kapazitäten im deutschlandweiten Marktgebiet („KAP+“) 

1) der bayernets GmbH, Poccistr. 7, 80336 München, gesetzlich vertreten durch die Geschäfts-
führung, 

Antragstellerin zu 1), 

2) der Ferngas Netzgesellschaft mbH, Reichswaldstraße 52, 90571 Schwaig b. Nürnberg, 
gesetzlich vertreten durch die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 2),  

3) der Fluxys Deutschland GmbH, Elisabethstraße 11, 40217 Düsseldorf, vertreten durch die 
Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 3), 

4) der Fluxys TENP GmbH, Elisabethstraße 11, 40217 Düsseldorf, gesetzlich vertreten durch 
die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 4), 

5) der GASCADE Gastransport GmbH, Kölnische Straße 108-112, 34119 Kassel, gesetzlich 
vertreten durch die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 5), 

6) der Gastransport Nord GmbH, Cloppenburger Straße 363, 26133 Oldenburg, gesetzlich ver-
treten durch die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 6), 

7) der Gasunie Deutschland Transport Services GmbH, Pasteurallee 1, 30655 Hannover, ge-
setzlich vertreten durch die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 7), 

8) der GRTgaz Deutschland GmbH, Zimmerstraße 56, 10117 Berlin, gesetzlich vertreten durch 
die Geschäftsführung, 
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Antragstellerin zu 8), 

9) der Lubmin-Brandov Gastransport GmbH, Huttropstr. 60, 45138 Essen, gesetzlich vertreten 
durch die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 9), 

10) der NEL Gastransport GmbH, Kölnische Straße 108-112, 34119 Kassel, gesetzlich vertreten 
durch die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 10), 

11) der Nowega GmbH, Anton-Bruchausen-Straße 4, 48147 Münster, gesetzlich vertreten durch 
die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 11), 

12) der ONTRAS Gastransport GmbH, Maximilianallee 4, 04129 Leipzig, gesetzlich vertreten 
durch die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 12), 

13) der OPAL Gastransport GmbH & Co. KG, Emmerichstraße 11, 34119 Kassel, gesetzlich 
vertreten durch die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 13), 

14) der Open Grid Europe GmbH, Kallenbergstr. 5, 45141 Essen, gesetzlich vertreten durch die 
Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 14), 

15) der terranets bw GmbH, Am Wallgraben 135, 70565 Stuttgart, gesetzlich vertreten durch die 
Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 15), 

16) der Thyssengas GmbH, Emil-Moog-Platz 13, 44137 Dortmund, gesetzlich vertreten durch 
die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 16), 

Beigeladene: 

Gazprom export LLC, Ostrovskogo 
 

Sq. 2a letter „A“, Sankt Petersburg 191023, Russland, vertre-
ten durch ihre Generaldirektorin

 Beigeladene zu 1), 

- Verfahrensbevollmächtigte: Gleiss Lutz Hootz Hirsch PartmbB Rechtsanwälte, 
Steuerberater, Dreischeibenhaus 1, 40211 Düsseldorf - 

Uniper Global Commodities SE, Holzstraße 6, 40221 Düsseldorf, vertreten durch ihren Vorstand, 

 Beigeladene zu 2), 

- Verfahrensbevollmächtigte: Konzernrechtsabteilung der Uniper SE, 
Holzstraße 6, 40221 Düsseldorf - 
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hat die Beschlusskammer 7 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post 
und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Präsidenten Jochen 
Homann, 

 

durch ihre Vorsitzende Barbie Kornelia Haller, 
ihren Beisitzer Dr. Werner Schaller 
und ihre Beisitzerin Diana Harlinghausen 

 
am 25.03.2020 beschlossen: 

1) Tenorziffer 1 des Beschlusses vom 20.09.2013, Az. BK7-13-019, wonach Punkt 2.2.2. des 
Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 keine Anwendung an Kopplungspunkten 
findet, an denen bereits ein „Use-it-or-lose-it“-Mechanismus für verbindliche „Day-ahead“-
Kapazität angewendet wird, wird mit Wirkung für den Zeitraum vom 
01.10.2021 (06:00 Uhr) bis zum 01.10.2024 (06:00 Uhr) aufgehoben. Für den Zeitraum ab 
01.10.2024 (06:00 Uhr) bleibt die ursprüngliche Regelung unberührt. 

2) Das gemeinsame Konzept der Fernleitungsnetzbetreiber für ein Überbuchungs- und Rück-
kaufsystem (Stand vom 01.10.2019 - Anlage dieses Beschlusses, S. 1ff), ergänzt durch 
die „Prozessbeschreibung MBI und Kapazitätsrückkauf“ (Stand vom 21.11.2019 - Anlage 
dieses Beschlusses, S. 16ff.), wird unter folgenden inhaltlichen Änderungen genehmigt: 

a) Eine Preisobergrenze für den Einsatz der marktbasierten Instrumente und des Kapa-
zitätsrückkaufs wird nicht gebildet. 

b) Der Prozessschritt des Kapazitätsrückkaufs wird nur dann mit einem zeitgleichen Ver-
bot netzschädlicher Änderungen der Ein-/Ausspeisungen für alle Marktteilnehmer im 
H-Gas für den Rest des Tages verbunden, wenn die Fernleitungsnetzbetreiber für eine 
konkrete Engpasssituation zu der Einschätzung gelangen, dass sich eine Gefährdung 
oder Störung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Gasversorgungssystems ohne 
diese zeitgleiche Maßnahme nicht oder nicht rechtzeitig beseitigen lässt. 

c) Im Rahmen von Jahresauktionen kann Zusatzkapazität jeweils für die nächsten zwei 
Gaswirtschaftsjahre, die in den genannten Anwendungszeitraum fallen, angeboten 
werden. 

d) Über die Anerkennung der Kosten für den Einsatz von marktbasierten Instrumenten 
und den Kapazitätsrückkauf wird gesondert durch die Beschlusskammer 9 im Verfah-
ren unter dem Az. BK9-19/606 („KOMBI“) entschieden. 

Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

3) Die Genehmigung wird mit folgenden Auflagen verbunden: 

a) Die Fernleitungsnetzbetreiber informieren die Bundesnetzagentur schriftlich bis zum 
01. Mai eines jeden Kalenderjahres über die produktscharfe Höhe, in der zusätzliche 
Kapazität an einem buchbaren Punkt ausgewiesen und in der bevorstehenden Jahres-
auktion angeboten werden soll. Höhe und - sofern es sich nicht um feste, frei zuorden-
bare Kapazität handelt - spezifisches Kapazitätsprodukt der Zusatzkapazität sind 
punktbezogen zu begründen. 

b) Die Fernleitungsnetzbetreiber legen der Bundesnetzagentur bis zum 01. Dezember 
eines jeden Kalenderjahres, erstmals bis zum 01.12.2022, einen gemeinsamen Bericht 
vor, in dem der Einsatz der marktbasierten Instrumente bzw. des Kapazitätsrückkaufs 
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im abgelaufenen Gaswirtschaftsjahr ausgewertet wird. In dem Bericht, der auch auf 
den Internetseiten der Fernleitungsnetzbetreiber zu veröffentlichen ist, ist insbeson-
dere anzugeben, 

i. ob und in welchem Umfang die vermarktete Zusatzkapazität durch den Einsatz 
marktbasierter Instrumente abgesichert werden musste (Anzahl und Umfang 
der Absicherungsfälle, Aufschlüsselung der jeweils eingesetzten Instru-
mente (z.B. Einsatzorte des VIP-Wheelings, Zonen des Spread-Produktes, 
Transportpfade der Drittnetznutzung), Dauer der Absicherung, Aufschlüsse-
lung der Kosten für die Absicherung), 

ii. ob und in welchem Umfang die vermarktete Zusatzkapazität durch marktba-
sierte Instrumente nicht abgesichert werden konnte (Anzahl der Fälle und 
Gründe der fehlgeschlagenen Absicherung), 

iii. ob und in welchem Umfang ein Kapazitätsrückkauf oder eine Kürzung fester 
Kapazität erforderlich geworden ist (Anzahl und Umfang der Fälle eines Kapa-
zitätsrückkaufs, Dauer der Kürzung, Aufschlüsselung der Kosten für den Kapa-
zitätsrückkauf). 

4) Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 
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1 Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die 
Bedingungen für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1775/2005 (ABl. L 211 vom 14.08.2019, S. 36). 
2 Beschluss 2012/490/EU der Kommission vom 24. August 2012 zur Änderung von Anhang I der Verord-
nung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bedingungen für den Zu-
gang zu den Erdgasfernleitungsnetzen (ABl. L 231 vom 28.08.2012, S. 16). 
3 Erste Verordnung zur Änderung der Gasnetzzugangsverordnung vom 11. August 2017, Bundesgesetz-
blatt Teil I 2017 Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 17.08.2017, S. 3194. 

Gründe 

I. 

Das Verwaltungsverfahren betrifft die Entscheidung der Regulierungsbehörde über die Genehmi-

gung eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems, das von den Antragstellerinnen für das zukünf-

tige gemeinsame Marktgebiet konzipiert worden ist. 

Ein Überbuchungs- und Rückkaufsystem ermöglicht Fernleitungsnetzbetreibern das Angebot zu-

sätzlicher Kapazität über die reguläre technische Kapazität hinaus. Anhang I der Verordnung (EG) 

Nr. 715/20091 wurde durch Beschluss der Europäischen Kommission2 unter Punkt 2.2.2. um ent-

sprechende Regelungen ergänzt. Die Höhe des Angebots technischer Kapazität wird grundsätz-

lich durch Berechnungen ermittelt, die auf der vorhandenen Infrastruktur aufbauen und historische 

wie prognostizierte Auslastungen sowie Nachfragen berücksichtigen. Die „nicht-technische“ zu-

sätzliche Kapazität tritt zu diesem Betrag hinzu. 

(1) Durch Änderung3 des § 21 Gasnetzzugangsverordnung (GasNZV) wurden die Fernleitungs-

netzbetreiber verpflichtet, spätestens ab 1. April 2022 aus den bestehenden zwei Marktgebieten 

„NetConnect Germany“ und „GASPOOL“ ein gemeinsames Marktgebiet zu bilden („Marktgebiets-

zusammenlegung“). Die Fernleitungsnetzbetreiber streben an, dieser Verpflichtung zum 

01.10.2021 nachzukommen und das gemeinsame Marktgebiet unter dem Namen „Trading Hub 

Europe“ zu bilden. Ihren Berechnungen zufolge führt die Marktgebietszusammenlegung zu einer 

Reduktion der (technischen) festen, frei zuordenbarer Einspeisekapazität (FZK) um 78 Prozent. 

Danach könnte allein der verbleibende Betrag auf Grundlage der physischen Infrastruktur ange-

boten werden. 

(2) Bezug nehmend auf die Marktgebietszusammenlegung und deren mutmaßliche Auswirkungen 

hat die Beschlusskammer das hiesige Verwaltungsverfahren am 23.05.2019 eingeleitet und dar-

über auf der Internetseite sowie im Amtsblatt der Bundesnetzagentur informiert (11/2019 vom 

12.06.2019, Vfg-Nr. 72/2019, S. 1025ff.). In der Einleitungsverfügung hat sie erklärt, dass ihre 

vormalige Entscheidung gegen die Implementierung eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems 

wegen der geänderten Rahmenbedingungen nicht mehr sachgerecht sein dürfte: 



6 

 

                                                

4 Vgl. Tenorziffer 1 Satz 2 des Beschlusses vom 20.09.2013, Az. BK7-13-019. 
5 BNetzA, Beschluss vom 20.09.2013, BK7-13-019, S. 9f. 
6 Erstes Konsultationsdokument und achtzehn Stellungnahmen abrufbar unter: 
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Service-Funktionen/Beschlusskammern/1_GZ/BK7-GZ/2019/BK7-
19-0037/BK7-19-0037_VerfEinleit.html?nn=361360 

Mit Beschluss vom 20.09.2013, Az. BK7-13-019, hatte die Beschlusskammer entschieden, dass 

die Bestimmungen des Punktes 2.2.2. des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 an Kopp-

lungspunkten nicht anzuwenden sind, an denen bereits ein „Use-it-or-lose-it“-Mechanismus für 

verbindliche „Day-ahead“-Kapazität Anwendung findet. Dies war an sämtlichen Marktgebiets- und 

Grenzübergangspunkten der Fall.4 Nach Ansicht der Beschlusskammer hätte die Implementie-

rung eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems zusätzlich zu den Regelungen der Renominie-

rungsbeschränkung zum damaligen Zeitpunkt die Komplexität für alle Marktbeteiligten erhöht, 

ohne mit erheblichen Vorteilen für den Gasmarkt verbunden zu sein.5 Es habe keine Anzeichen 

gegeben, dass die Bedarfe an Transportkapazität auf Basis der physischen Infrastruktur und der 

bereits implementierten Regelungen der Renominierungsbeschränkung nicht gedeckt werden 

können. Vielmehr habe ein hinreichendes Angebot sowohl fester „Day-ahead“-Kapazitäten als 

auch langfristiger Kapazitäten bestanden. 

Die Fernleitungsnetzbetreiber sind in der Einleitungsverfügung vom 23.05.2019 aufgefordert wor-

den, ein Konzept eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems zu erstellen. Zudem ist eine erste 

Konsultation durchgeführt worden, die von folgenden Verbänden, Behörden, Interessensgruppen 

und Einzelunternehmen für Stellungnahmen genutzt worden ist: Equinor Deutschland GmbH 

(Equinor), Beigeladene zu 1), Beigeladene zu 2), Shell Energy Europe Ltd. (SEEL), GAZPROM 

Germania GmbH (Gazprom Germania), EnBW Energie Baden-Württemberg AG (EnBW), VNG 

Handel & Vertrieb GmbH (VNG), AGGM Austrian Gas Grid Management AG (AGGM), Verband 

der Chemischen Industrie e.V. gemeinsam mit VIK Verband der Industriellen Energie- und Kraft-

wirtschaft e. V. (VCI-VIK),  Initiative Erdgasspeicher e.V. (INES), EFET Deutschland - 

Verband Deutscher Energiehändler e.V. (EFET), PEGAS, BDEW Bundesverband der Energie- 

und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW), RWE Supply & Trading GmbH (RWE), Commission de régu-

lation de l'énergie (CRE), Vereinigung der Fernleitungsnetzbetreiber Gas e.V. (FNB Gas), BP Gas 

Marketing Ltd. (BP). 6 

Nach Vorlage des Konzepts der Fernleitungsnetzbetreiber am 01.10.2019 (Anlage dieses Be-

schlusses, S.1-15) hat die Beschlusskammer dieses sowie weitere Erwägungen zum Gegenstand 

der am 11.10.2019 begonnenen zweiten Konsultation gemacht. Dabei hat die Beschlusskammer 

angeregt, dass die Fernleitungsnetzbetreiber zum besseren Verständnis der Funktions- und Wir-

kungsweise der marktbasierten Instrumente und des Kapazitätsrückkaufs sowie aus Gründen der 

Transparenz und Akzeptanz eine umfassendere Prozessbeschreibung mit detaillierteren Anga-
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7 Zweites Konsultationsdokument sowie neunzehn Stellungnahmen abrufbar unter Link der Fußnote 6. 

                                                

ben zu den Produkteigenschaften in das Konzept aufnehmen. Folgende Verbände, Interessens-

gruppen und Einzelunternehmen haben Stellungnahmen im Rahmen der zweiten Konsultation 

abgegeben: Fluxys SA (Fluxys), OMV Gas & Marketing GmbH (OMV), RWE Supply & Trading 

GmbH (RWE), AGGM Austrian Gas Grid Management AG (AGGM), Shell Energy Europe Ltd. 

(SEEL), BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW), EFET Deutsch-

land - Verband Deutscher Energiehändler e.V. (EFET), EnBW Energie Baden-Württemberg AG 

(EnBW), Equinor Deutschland GmbH (Equinor), Vereinigung der Fernleitungsnetzbetreiber Gas 

e.V. (FNB Gas), Gazprom Marketing & Trading Limited (GMTL), Beigeladene zu 1), Vereinigung 

der Fernleitungsnetzbetreiber Gas e.V. (INES), PEGAS, Commission de régulation de l'énergie 

(CRE), Beigeladene zu 2), Verband der Chemischen Industrie e.V. gemeinsam mit VIK Verband 

der Industriellen Energie- und Kraftwirtschaft e. V. (VIK-VCI), VNG Handel & Vertrieb GmbH 

(VNG), Gassco AS (Gassco). 7 

Am 27.11.2019 haben die Fernleitungsnetzbetreiber die „Prozessbeschreibung MBI und Kapazi-

tätsrückkauf“ (Anlage dieses Beschlusses, S.16-28) vorgelegt. 

Mit Beschluss vom 19.09.2019, Az. BK7-19-037-B1, ist die Beigeladene zu 1) zu dem Verfahren 

beigeladen worden, mit Beschluss vom 05.12.2019, Az. BK7-19-037-B2, die Beigeladene zu 2). 

Den Antrag der Equinor ASA vom 07.02.2020 auf Beiladung hat die Beschlusskammer aus ver-

fahrensökonomischen Gründen mit Beschluss vom 11.03.2020 abgelehnt. 

Mit Schreiben vom 13.12.2019 ist den Regulierungsbehörden der angrenzenden Mitgliedstaaten 

im Rahmen einer weiteren Konsultation entsprechend Punkt 2.2.2. des Anhangs I der Verordnung 

der Europäischen Kommission (EG) Nr. 715/2009 die Möglichkeit zur Stellungnahme eingeräumt 

worden. Stellungnahmen haben eingereicht: Das Ministerium für Petroleum und Energie des Kö-

nigreichs Norwegen, die belgische Kommission für die Regulierung von Elektrizität und Gas 

(CREG) sowie die französische Kommission zur Regulierung von Energie (CRE). 

Am 17.12.2019 haben die Fernleitungsnetzbetreiber einen Vorschlag für das Monitoring und Ver-

öffentlichungspflichten der marktbasierten Instrumente und des Kapazitätsrückkaufs eingereicht. 

Mit Schreiben vom 10.02.2020 ist allen Verfahrensbeteiligten abschließend Gelegenheit zu Stel-

lungnahmen bis zum 21.02.2020 gegeben worden. Die Landesregulierungsbehörden, das Bun-

deskartellamt und der Länderausschuss sind am 23.05.2019 über die Einleitung des Verfahrens 

informiert worden. Eine Beteiligung des Länderausschusses, des Bundeskartellamts und der Lan-

desregulierungsbehörden ist durch Übersendung des Beschlussentwurfs am 06.03.2020 erfolgt. 

Das Bundeskartellamt hat mitgeteilt, von einer Stellungnahme abzusehen. 
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(3) Aufgrund der Vielzahl der Regelungsgegenstände und Stellungnahmen werden die Inhalte der 

Stellungnahmen an entsprechender Stelle der Begründung aufgegriffen. Wegen der weiteren Ein-

zelheiten wird auf den Inhalt der Verfahrensakte Bezug genommen. 
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II. 

Der Beschluss vom 20.09.2013, Az. BK7-13-019, wird teilweise aufgehoben. Zugleich wird das 

vorgelegte Konzept eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems unter den inhaltlichen Änderun-

gen der Tenorziffer 2 lit. a) bis d) genehmigt und damit der Antrag auf Genehmigung ohne diese 

Änderungen im Übrigen abgelehnt. Die Genehmigung wird schließlich mit den Auflagen der Te-

norziffer 3 verbunden. Die genannten Regelungen sind formell wie materiell rechtmäßig. 

Wegen des Umfangs der Darstellung wird den Entscheidungsgründen eine Gliederungsübersicht 

vorangestellt: 

1. Rechtsgrundlagen ................................................................................................................. 10 

2. Formelle Rechtmäßigkeit ...................................................................................................... 10 

 2.1. Zuständigkeit ................................................................................................................. 10 

 2.2. Anhörung und Konsultation ............................................................................................ 10 

 2.3. Beteiligung weiterer nationaler Behörden ....................................................................... 10 

 2.4. Beteiligung der Regulierungsbehörden angrenzender Mitgliedsstaaten ......................... 11 

3. Materielle Rechtmäßigkeit .................................................................................................... 11 

3.1. Tenorziffer 1: Teilweise Aufhebung des Beschlusses vom 20.09.2019, 
Az. BK7-13-019 ............................................................................................................ 11 

3.2. Tenorziffer 2: Genehmigung des Konzepts eines Überbuchungs- und 
Rückkaufsystems unter inhaltlichen Änderungen.......................................................... 13 

3.2.1. Einhaltung der Anforderungen nach Punkt 2.2.2. des Anhangs I der 
Verordnung (EG) Nr. 715/2009 ..................................................................................... 13 

3.2.1.1. Anreizbasiertes System ................................................................................... 14 

3.2.1.2. Kosten-Risiko-Verteilung ................................................................................. 17 

3.2.1.3. Höhe der Zusatzkapazität ................................................................................ 18 

3.2.1.4. Relevante Netzpunkte ...................................................................................... 19 

3.2.1.5. Einheitliche Vermarktung von technischer Kapazität und Zusatzkapazität ....... 21 

3.2.1.6. Vorrangiger Einsatz marktbasierter Instrumente mit Kapazitätsrückkauf als 
Ultima Ratio ....................................................................................................... 21 

3.2.2. Vereinbarkeit mit weiteren rechtlichen Vorgaben ........................................................ 23 

3.2.2.1. Marktbasierte Instrumente und Kapazitätsrückkauf .......................................... 23 

3.2.2.2. Aussetzung der Kurzfristvermarktung .............................................................. 30 

3.2.3. Inhaltliche Änderungen des Konzepts ................................................................ 32 

3.2.3.1. Keine Preisobergrenze .................................................................................... 32 

3.2.3.2. Kein automatisches Verbot netzschädlicher Ein-/Ausspeisungen bei 
Kapazitätsrückkauf ............................................................................................ 34 

3.2.3.3. Vermarktung von 2 Jahren möglich .................................................................. 36 

3.2.3.4. Anerkennung der Kosten durch Festlegungsverfahren mit Az. BK9-19/606 
(„KOMBI“) .......................................................................................................... 37 

3.3. Tenorziffer 3: Nebenbestimmungen .............................................................................. 38 

3.4. Tenorziffer 4: Vorbehalt einer Kostenentscheidung ...................................................... 39 
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1. Rechtsgrundlagen 

Die teilweise Aufhebung des Beschlusses nach Tenorziffer 1 beruht auf § 29 Abs. 2 S. 1 EnWG. 

Die Genehmigungsentscheidung nach Tenorziffer 2 beruht auf Punkt 2.2.2. Nr. 1 S. 1 des An-

hangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 in der Fassung aufgrund des Beschlus-

ses 2012/490/EU in Verbindung mit §§ 29 Abs. 1, 56 Abs. 1 S. 2 EnWG. 

Die Auflagen nach Tenorziffer 3 beruhen auf denselben Normen wie Tenorziffer 2, darüber hinaus 

auf § 36 Abs. 2 VwVfG sowie Punkt 2.2.2. Nr. 8 S. 2 des Anhangs I der Verordnung (EG) 

Nr. 715/2009. 

2. Formelle Rechtmäßigkeit 

Die formellen Anforderungen sind erfüllt. 

2.1. Zuständigkeit 

Als Ausgangsbehörde ist die Bundesnetzagentur beziehungsweise deren Beschlusskammer zu-

ständig für die teilweise Aufhebung des Beschlusses vom 20.09.2013. 

Die Zuständigkeit der Bundesnetzagentur für die weiteren Regelungen ergibt sich aus § 56 Abs. 1 

S. 1 Nr. 2 EnWG. Danach nimmt die Bundesnetzagentur die Aufgaben wahr, die den Regulie-

rungsbehörden der Mitgliedsstaaten durch die Verordnung (EG) 715/2009 übertragen sind. Die 

Entscheidung der Bundesnetzagentur ist hier durch die Beschlusskammer zu treffen, § 59 Abs. 1 

S. 1 EnWG. 

2.2. Anhörung und Konsultation 

Die Beschlusskammer hat den Beteiligten sowie Vertretern der von dem Verfahren berührten Wirt-

schaftskreise gemäß § 67 Abs. 1 und 2 EnWG Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Sämtli-

che Verfahrensbeteiligten sind vor Erlass der Entscheidung abschließend angehört worden. Zu-

dem hat die Beschlusskammer zwei Konsultationen durchgeführt, um nicht am Verfahren Betei-

ligten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  

2.3. Beteiligung weiterer nationaler Behörden 

Die Beteiligung weiterer Behörden ist im gebotenen Umfang erfolgt. Die Landesregulierungsbe-

hörden sind gemäß § 55 Abs. 1 S. 2 EnWG am 23.05.2019 über die Einleitung des Verfahrens 

informiert worden, darüber hinaus auch das Bundeskartellamt und der Länderausschuss. Die 

förmliche Beteiligung des Länderausschusses gemäß § 60a Abs. 2 EnWG sowie des Bundeskar-

tellamts und der Landesregulierungsbehörden gemäß § 58 Abs. 1 Satz 2 EnWG ist durch Über-

sendung des Beschlussentwurfs am 06.03.2020 mit Gelegenheit zu Stellungnahmen erfolgt. 
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8 BGH, Beschluss vom 12.07.2016 – EnVR 15/15; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 29.07.2013 – 
VI-3 Kart 278/11. 
9 BGH, a.a.O.; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 04.02.2015 - VI-3 Kart 96/13. 
10 BGH, Beschluss vom 09.04.2019 - EnVR 57/18. 

2.4. Beteiligung der Regulierungsbehörden angrenzender Mitgliedsstaaten 

Entsprechend Punkt 2.2.2. Nr. 1 S. 2 des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 hat die 

Beschlusskammer den nationalen Regulierungsbehörden der angrenzenden Mitgliedsstaaten vor 

der Entscheidung über die Genehmigung des Überbuchungs- und Rückkaufsystems Gelegenheit 

zur Stellungnahme gegeben. 

3. Materielle Rechtmäßigkeit 

Die Entscheidung ist auch materiell rechtmäßig. 

3.1. Tenorziffer 1: Teilweise Aufhebung des Beschlusses vom 20.09.2013, 
Az. BK7-13-019 

(1) Wegen Änderungen der Sach- und Rechtslage wird Tenorziffer 1 des Beschlusses vom 

20.09.2013, Az. BK7-13-019, für den Zeitraum vom 01.10.2021 (06:00 Uhr) bis zum 

01.10.2024 (06:00 Uhr) aufgehoben. 

(2) Gemäß § 29 Abs. 2 S. 1 EnWG ist die Regulierungsbehörde befugt, die nach 

§ 29  Abs. 1 EnWG von ihr festgelegten oder genehmigten Bedingungen und Methoden für den 

Netzzugang nachträglich zu ändern, soweit dies erforderlich ist, um sicherzustellen, dass sie wei-

terhin den Voraussetzungen für eine Festlegung oder Genehmigung genügen. Die Regulierungs-

behörde soll hierdurch mit der Flexibilität ausgestattet werden, getroffene Entscheidungen an ver-

änderte tatsächliche sowie rechtliche Umstände anpassen zu können.8 Änderungen können bis 

hin zur vollständigen Aufhebung von Festlegungen reichen.9 Die Änderungsbefugnis nach § 29 

Abs. 2 Satz 1 EnWG räumt der Regulierungsbehörde dabei einen weiten Gestaltungsspielraum 

ein. 10 

(3) Diese Voraussetzungen sind hier gegeben. 

(a) Die aufgehobene Regelung ist vom Tatbestand des § 29 Abs. 2 S. 1 EnWG erfasst. Während 

sie im damaligen Beschluss explizit nur auf Punkt 2.2.3. Nr. 6 des Anhangs I der Verordnung (EG) 

Nr. 715/2009 gestützt worden ist, steht sie nach Sinn und Zweck sowie Gesetzessystematik einer 

Festlegungs- oder Genehmigungsentscheidung über Bedingungen und Methoden für den Netz-

zugang nach § 29 Abs. 1 EnWG gleich. Dies folgt nicht zuletzt aus § 56 Abs. 1 S. 2 und 3 EnWG, 

wonach der Bundesnetzagentur bei der Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 die Be-

fugnisse nach dem Energiewirtschaftsgesetz zustehen und wonach die Verfahrensvorschriften 

eben dieses Gesetzes anzuwenden sind. 
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11 BNetzA, Beschluss vom 20.09.2013, BK7-13-019, S. 9f. 
12 Präsentation der Fernleitungsnetzbetreiber vom 06.02.2019 im Rahmen des Marktdialogs zum Kapazi-
tätsmodell, abrufbar unter https://www.marktgebietszusammenlegung.de (Letzter Abruf: 25.03.2020). 
13 Art. 2 Abs. 1 Nr. 21 der Verordnung (EG) 715/2009. 
14 So bereits der Beschluss vom 20.09.2013, BK7-13-019, S. 10. 

(b) Zudem ist die Aufhebung erforderlich, um den Voraussetzungen für eine Festlegung oder Ge-

nehmigung weiterhin zu genügen. Die Regelung ist aufgrund zwischenzeitlicher Änderungen der 

Sach- und Rechtslage nicht mehr sachgerecht. 

Nach der aufgehobenen Regelung findet Punkt 2.2.2. des Anhangs I der Verordnung (EG) 

Nr. 715/2009 keine Anwendung an Kopplungspunkten, an denen bereits ein „Use-it-or-lose-

it“-Mechanismus für verbindliche „Day-ahead“-Kapazität angewandt wird. Da ein solcher Mecha-

nismus in Form von Renominierungsbeschränkungen an allen Kopplungspunkten umgesetzt wird, 

war hierin eine grundsätzliche Entscheidung der Beschlusskammer gegen die Implementierung 

eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems zu erblicken. Maßgeblich für die Entscheidung vom 

20.09.2013 war, dass die Einführung eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems zusätzlich zu 

den Regelungen des Renominierungsbereichs die Komplexität für alle Marktbeteiligten gesteigert 

hätte, ohne mit erheblichen Vorteilen für den Gasmarkt verbunden zu sein.11 Im Zeitpunkt der 

Beschlussfassung gab es keine Anzeichen, dass die Bedarfe an Transportkapazität über die phy-

sische Infrastruktur und durch Renominierungsbeschränkungen nicht befriedigt werden können. 

Von dieser Sachlage geht die Beschlusskammer aufgrund der bevorstehenden 

Marktgebietszusammenlegung nicht mehr aus. Die Marktgebietszusammenlegung hat 

gravierende Auswirkungen auf die Ermittlung und das Angebot technischer Kapazitäten. Nach 

Berechnung der deutschen Fernleitungsnetzbetreiber12 reduziert sich die Höhe der festen, frei 

zuordenbaren Einspeisekapazität, die über die bestehende Infrastruktur abgesichert werden 

kann. Der Grund liegt in der geänderten Zuordenbarkeit zwischen Ein- und Ausspeisepunkten 

sowie der Nutzbarkeit des virtuellen Handelspunktes des deutschlandweiten Marktgebiets. 

Nach Auffassung der Beschlusskammer sind vertragliche Engpässe – also Situationen, in denen 

das Ausmaß der Nachfrage nach verbindlicher Kapazität die technische Kapazität übersteigt13 - 

nicht mehr mit vergleichbarer Gewissheit auszuschließen. Deren Eintritt muss für die Implemen-

tierung eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems zudem nicht abgewartet werden; das Instru-

ment hat auch präventiven Charakter.14 Schließlich unterstützt ein solches System nach Ansicht 

der Beschlusskammer die Ermittlung des Kapazitätsbedarfs im deutschlandweiten Marktgebiet 

und die Erprobung der marktbasierten Instrumente. Zwar sind nach Ansicht der Fernleitungsnetz-

betreiber (Stellungnahme in der ersten Konsultation) Überbuchungs- und Rückkaufsysteme allein 

auf die Beseitigung vertraglich bedingter Engpässe gerichtet, wohingegen die Marktgebietszu-

sammenlegung physische Engpässe bedinge – also Situationen, in denen das Ausmaß der Nach-

frage nach tatsächlichen Transporten die technische Kapazität zu einem bestimmten Zeitpunkt 



13 

 

                                                

15 Art. 2 Abs. 1 Nr. 23 der Verordnung (EG) 715/2009. 
16 Vgl. S. 2, 7f. der Anlage dieses Beschlusses. 

übersteigt15. Die Beschlusskammer hat jedoch Zweifel an dieser strikten Begrenzung des Anwen-

dungsbereichs, da zum einen definitionsgemäß vertragliche Engpässe auftreten dürften und zum 

anderen Überbuchungs- und Rückkaufsystemen der physische Engpass als Gefahr immanent ist. 

Grundsätzlich versteht die Beschlusskammer das Überbuchungs- und Rückkaufsystem daher als 

Möglichkeit, „nicht-technische“ zusätzliche Kapazität anzubieten. 

(4) Die Beschlusskammer hält im Rahmen ihres Ermessens eine Teilaufhebung für angezeigt. Die 

Aufhebung erfolgt lediglich mit Wirkung für den Zeitraum vom 01.10.2021 (06:00 Uhr) bis zum 

01.10.2024 (06:00 Uhr), also für den Anwendungszeitraum des vorgelegten Konzepts eines Über-

buchungs- und Rückkaufsystems.16 Sinngemäß erfasst sind auch schon früher stattfindende Auk-

tionen, soweit in ihnen Transportrechte mit relevanter Produktlaufzeit zugewiesen werden. Für 

den Zeitraum ab dem 01.10.2024 sind erhebliche Vorteile durch die Implementierung eines Über-

buchungs- und Rückkaufsystems derzeit nicht erkennbar, dagegen aber Nachteile in Bezug auf 

die höhere Komplexität. Denn Bedarfe an Transportkapazität sollten dann grundsätzlich bekannt 

sein. Das Überbuchungs- und Rückkaufsystem hat gerade den Zweck, das ausreichende Maß 

fester, frei zuordenbarer Einspeisekapazität im gemeinsamen Marktgebiet zu ermitteln, welches 

sodann in den Grenzen der wirtschaftlichen Zumutbarkeit als technische Kapazität verfügbar zu 

machen ist. 

3.2. Tenorziffer 2: Genehmigung des Konzepts eines Überbuchungs- und Rückkaufsys-
tems unter inhaltlichen Änderungen 

Das gemeinsame Konzept der Fernleitungsnetzbetreiber für ein Überbuchungs- und Rück-

kaufsystem im gemeinsamen Marktgebiet (Anlage dieses Beschlusses) konnte unter den inhaltli-

chen Änderungen der Tenorziffer 2 lit. a) bis d) genehmigt werden. In dieser Form entspricht es 

den Anforderungen nach Punkt 2.2.2. des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 (hierzu 

unter Abschnitt 3.2.1.) sowie den weiteren Vorgaben des europäischen und nationalen Rechts 

(hierzu unter Abschnitt 3.2.2.). Die inhaltlichen Änderungen der Tenorziffer 2 lit. a) bis d) erfolgen, 

soweit rechtlich nicht ohnehin zwingend geboten, ermessensfehlerfrei (hierzu unter Abschnitt 

3.2.3.). 

3.2.1.  Einhaltung der Anforderungen nach Punkt 2.2.2. des Anhangs I der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2009 

Gemäß Punkt 2.2.2. Nr. 1 des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 schlagen die Fern-

leitungsnetzbetreiber, um zusätzliche Kapazität auf verbindlicher Basis anbieten zu können, ein 
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anreizbasiertes Überbuchungs- und Rückkaufsystem vor und setzen dieses nach der Genehmi-

gung durch die nationale Regulierungsbehörde um. Nach Punkt 2.2.2. Nr. 2 bis 7 gilt für die in-

haltliche Ausgestaltung des Konzepts: Das Überbuchungs- und Rückkaufsystem soll den Fernlei-

tungsnetzbetreibern einen Anreiz bieten, zusätzliche Kapazität unter Berücksichtigung der tech-

nischen Bedingungen bereitzustellen, wobei die Berechnungen der technischen oder zusätzlichen 

Kapazität einen dynamischen Ansatz verfolgen soll. Das Überbuchungs- und Rückkaufsystem soll 

auf einer Anreizregelung beruhen, die sich an den Risiken orientiert, die für Fernleitungsnetzbe-

treiber mit dem Anbieten zusätzlicher Kapazität verbunden ist. Das System soll so gestaltet wer-

den, dass Erlöse aus dem Verkauf zusätzlicher Kapazität und Kosten, die aus dem Rückkaufsys-

tem oder aus Maßnahmen gemäß Nr. 6 resultieren, von den Fernleitungsnetzbetreibern und den 

Netznutzern geteilt werden. Die nationale Regulierungsbehörde soll entscheiden, in welcher Höhe 

Erlöse und Kosten jeweils dem Fernleitungsnetzbetreiber und dem Netznutzer zugewiesen wer-

den. Bei der Festlegung der Höhe der zusätzlichen Kapazität haben die Fernleitungsnetzbetreiber 

statistische Szenarios für die zu jedem beliebigen Zeitpunkt an einem bestimmten Kopplungs-

punkt voraussichtlich ungenutzte physische Kapazität zu berücksichtigen. Wo dies zur Aufrecht-

erhaltung der Netzintegrität erforderlich ist, haben die Fernleitungsnetzbetreiber ein marktbasier-

tes Rückkaufverfahren anzuwenden, bei dem die Netznutzer Kapazität anbieten können. Ein Ri-

sikoprofil für das Anbieten zusätzlicher Kapazität soll übermäßige Rückkaufverpflichtungen ver-

hindern. Gemäß Punkt 2.2.2. Nr. 7 des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 haben Fern-

leitungsnetzbetreiber vor der Anwendung eines Rückkaufverfahrens zu prüfen, ob alternative 

technische oder kommerzielle Maßnahmen die Netzintegrität auf eine kosteneffizientere Weise 

aufrechterhalten können. 

Diesen Vorgaben genügt das vorgelegte Konzept: 

3.2.1.1. Anreizbasiertes System 

Das vorgeschlagene Konzept ist ein anreizbasiertes System.   

(1) Als anreizbasiertes System überlässt das Konzept die Entscheidung, ob und in welcher Höhe 

zusätzliche Kapazität vermarktet werden soll, den Fernleitungsnetzbetreibern. Weder im Rahmen 

dieser Genehmigung noch im Vorfeld der jeweiligen Kapazitätsauktionen wird durch behördliche 

Entscheidung die Höhe der zu vermarktenden zusätzlichen Kapazität vorgegeben. Konkrete Vor-

gaben für die punktscharfe Festlegung zusätzlicher Kapazität lassen sich zudem weder aus ge-

setzlichen noch verordnungsrechtlichen noch sonstigen europäischen Regelungen ableiten. Die 

Bestimmung der an einem konkreten Buchungspunkt anzubietenden Zusatzkapazität obliegt viel-

mehr den Fernleitungsnetzbetreibern unter angemessener Berücksichtigung der damit verbunde-

nen Chancen und Risiken. Bereits diese Grundausrichtung des Konzeptes verdeutlicht, dass es 

sich um ein anreizbasiertes und nicht verpflichtendes System handelt. 
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(2) Nach dem Konzept besteht der Anreiz zum Angebot von Zusatzkapazität darin, während des 

Anwendungszeitraums und somit bis zur Bestimmbarkeit des ausreichenden Maßes fester, frei 

zuordenbarer Einspeisekapazität im gemeinsamen Marktgebiet ein über die Leistungsfähigkeit 

des Netzes hinausgehendes Kapazitätsangebot im deutschlandweiten Marktgebiet vornehmen 

und den Einsatz marktbasierter Instrumente erproben zu können: 

(a) Die Fernleitungsnetzbetreiber haben auf Basis der Leistungsfähigkeit der Fernleitungsnetze 

im Rahmen einer deterministischen Ermittlung festgestellt, dass die Marktgebietszusammenle-

gung zu einer Reduktion der festen, frei zuordenbaren Einspeisekapazität um 78 Prozent - vergli-

chen mit der Summe fester, frei zuordenbarer Einspeisekapazität in den getrennten deutschen 

Marktgebieten - führt. Nach Einschätzung sowohl der Fernleitungsnetzbetreiber als auch aller 

Stellungnehmenden, die sich zu diesem Punkt geäußert haben, wäre damit der Bedarf an fester, 

frei zuordenbarer Einspeisekapazität im deutschlandweiten Marktgebiet nicht gedeckt. 

(b) Eine Erhöhung des Kapazitätsangebots durch Maßnahmen nach § 9 Abs. 3 GasNZV kommt 

bis zur Jahresauktion 2024 - entgegen der Ansicht der Fernleitungsnetzbetreiber und wohl auch 

weiterer Stellungnehmender (z.B. EnBW) im Rahmen der ersten Konsultation - nicht in Betracht: 

(aa) Führt die Berechnung der festen Ein- und Ausspeisekapazitäten zu dem Ergebnis, dass sie 

nicht in ausreichendem Maß frei zuordenbar angeboten werden können, haben die Fernleitungs-

netzbetreiber nach § 9 Abs. 3 GasNZV wirtschaftlich zumutbare Maßnahmen zu prüfen, um das 

Angebot frei zuordenbarer Kapazität zu erhöhen. Der Einsatz der Maßnahmen soll so gering wie 

möglich gehalten werden, § 9 Abs. 3 S. 2, 4 GasNZV.  

Die Anwendbarkeit des § 9 Abs. 3 GasNZV setzt die Kenntnis des „ausreichenden Maßes“ an 

fester, frei zuordenbarer Kapazität voraus. Nur dann kann sichergestellt werden, dass der Einsatz 

der Maßnahmen so gering wie möglich, also nur im notwendigen Umfang erfolgt. Ohne Kenntnis 

des ausreichenden Maßes bestünde die Gefahr, dass Kapazität über dieses Maß hinaus angebo-

ten und mit kostenpflichtigen Maßnahmen nach § 9 Abs. 3 GasNZV abgesichert würde, was der 

Zielsetzung einer preisgünstigen leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit Gas 

(§ 1 Abs. 1 EnWG) zuwiderliefe. 

(bb) Das ausreichende Maß an fester, frei zuordenbarer Kapazität ist für das deutschlandweite 

Marktgebiet bislang nicht bestimmt. Es leitet sich grundsätzlich aus dem im Szenariorahmen 

bestätigten langfristigen Kapazitätsbedarf (§ 17 GasNZV) ab. Im Szenariorahmen für den 

Netzentwicklungsplan Gas 2020-2030, welcher von der Bundesnetzagentur am 05. Dezember 

2019 bestätigt wurde, haben die Fernleitungsnetzbetreiber die Kapazitäten aus den bisherigen 

getrennten Marktgebieten zu Planungszwecken auf das gemeinsame Marktgebiet übertragen. Die 

Beschlusskammer sieht hierin keine belastbare Grundlage für eine Anwendung des 

§ 9 Abs. 3 GasNZV. Nach Auffassung der Beschlusskammer ist aber spätestens der im Jahr 2023 

vorzulegende Szenariorahmen für den Netzentwicklungsplan Gas 2024-2034 geeignet, das 
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ausreichende Maß fester, frei zuordenbarer Kapazität in einem deutschlandweiten Marktgebiet 

abzubilden. In diesem Szenariorahmen kann erstmalig auch die Buchung von unterjährigen 

Transportkapazitäten im deutschlandweiten Marktgebiet zur Bestimmung des langfristigen 

Kapazitätsbedarfs berücksichtigt werden. Dies steht im Einklang mit § 17 S. 2 Nr. 8 GasNZV, 

dass vorliegende Erkenntnisse über den Kapazitätsbedarf berücksichtigt werden, der sich aus 

Zusammenlegungen von Marktgebieten nach § 21 GasNZV ergibt. 

(cc) Eine Erhöhung des Kapazitätsangebots nach Maßgabe des § 9 Abs. 3 GasNZV kommt im 

deutschlandweiten Marktgebiet somit erst ab der Jahresauktion 2024 und für Zeiträume nach dem 

01. Oktober 2024 in Betracht. 

(c) Das Konzept deckt den Zeitraum bis zum 01. Oktober 2024 ab. Es ermöglicht den Fernlei-

tungsnetzbetreibern ein über die Leistungsfähigkeit des Netzes hinausgehendes Angebot von Zu-

satzkapazität. Erkenntnisse aus Angebot und Vermarktung dieser Zusatzkapazität können bei der 

Ermittlung des langfristigen Kapazitätsbedarfs (§ 17 GasNZV) in der Netzentwicklungsplanung 

herangezogen werden und damit zu der Ermittlung des ausreichenden Maßes gemäß § 9 Abs. 3 

GasNZV beitragen.  

Das Konzept schließt die Anwendung der in Punkt 2.2.2. Nr. 5 des Anhangs I der Verordnung 

(EG) Nr. 715/2009 aufgeführten Kriterien bei der Festlegung der zusätzlichen Kapazität nicht aus. 

In erster Linie sieht das Konzept jedoch vor, dass sich die Bestimmung der Höhe der Zusatzka-

pazität an der Differenz zwischen den im Szenariorahmen für den Netzentwicklungsplan Gas 

2018-2028 angenommenen Bedarfswerten (bezogen auf die zwei getrennten Marktgebiete) und 

der von den Fernleitungsnetzbetreibern auf Basis der Leistungsfähigkeit des Netzes ermittelten 

technischen Kapazität des deutschlandweiten Marktgebietes orientiert. Damit wird der Anreiz ge-

setzt, die durch die Marktgebietszusammenlegung entstandene Kapazitätslücke ganz oder teil-

weise adäquat zu schließen. 

(d) Des Weiteren bietet das System den Anreiz, die Wirksamkeit und Effizienz der von den Fern-

leitungsnetzbetreibern vorgeschlagenen marktbasierten Instrumente zu testen, bevor über ihren 

Einsatz im Rahmen des § 9 Abs. 3 GasNZV zu entscheiden ist. Die Fernleitungsnetzbetreiber 

haben wiederholt erklärt, die marktbasierten Instrumente als kapazitätserhöhende Maßnahmen 

nach § 9 Abs. 3 GasNZV anwenden zu wollen (Stellungnahme der Fernleitungsnetzbetreiber in 

der ersten Konsultation). Im Gegensatz zu den in § 9 Abs. 3 GasNZV explizit aufgeführten Maß-

nahmen werden die marktbasierten Instrumente der Fernleitungsnetzbetreiber allerdings nicht ex 

ante kontrahiert, um zusätzliche Kapazität anbieten zu können. Vielmehr sollen sie erst im Eng-

passfall zur Absicherung bereits zugewiesener fester Kapazität ergriffen werden. Damit besteht 

das Risiko, dass bereits vermarktete Kapazität gegebenenfalls gekürzt werden muss, weil markt-

basierte Instrumente nicht ausreichend verfügbar sind oder sie ihre absichernde Wirkung nicht 

entfalten. Bevor die marktbasierten Instrumente im Rahmen des § 9 Abs. 3 GasNZV zugelassen 

werden können, bedarf es daher des Nachweises, dass sie sich als hinreichend verfügbar und 
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zuverlässig erweisen, also mit den in § 9 Abs. 3 GasNZV explizit genannten Instrumenten, insbe-

sondere der Lastflusszusage, vergleichbar sind.  

(3) Unschädlich ist aufgrund der vorgenannten Anreize, dass das Konzept keine idealtypische 

Anreizregelung zum Angebot von Zusatzkapazität durch die Möglichkeit zusätzlicher Erlöse ent-

hält. Die Vorgaben in Punkt 2.2.2. des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 schließen 

nicht aus, dass einem Überbuchungs- und Rückkaufsystem auch anders gelagerte Anreizfaktoren 

zugrunde gelegt werden. 

3.2.1.2. Kosten-Risiko-Verteilung  

Mit der vorliegenden Entscheidung und dem von der Beschlusskammer 9 geführten Festlegungs-

verfahren, Az. BK9-19/606 („KOMBI“), wird eine angemessene Risikoverteilung für die Anwen-

dung des Überbuchungs- und Rückkaufsystems im Sinne von Punkt 2.2.2. Nr. 3 des Anhangs I 

der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 sichergestellt. 

(1) Einer gemeinsamen Genehmigungsentscheidung der Beschlusskammern 7 und 9, wie von 

den Fernleitungsnetzbetreibern angeregt (Konzeptbeschreibung und Stellungnahme im Rahmen 

der zweiten Konsultation), bedurfte es nicht. Zuzustimmen ist den Fernleitungsnetzbetreibern (z.B. 

Stellungnahme der ersten Konsultation), dass die inhaltliche Ausgestaltung des Überbuchungs-

modells und der Umgang mit den dabei entstehenden Kosten und Erlösen nicht losgelöst vonei-

nander betrachtet werden können. Die vorliegende Genehmigung klammert eine Entscheidung 

über die regulatorische Behandlung der entstehenden Kosten aus, vgl. Tenorziffer 2 lit. d). Die 

Beschlusskammer 9 hat am 16.10.2019 unter dem Az. BK9-19/606 („KOMBI“) von Amts wegen 

das Verfahren wegen der „Festlegung der Kosten für marktbasierte Instrumente sowie für Kapa-

zitätsrückkäufe im bundesweiten Marktgebiet als volatile Kostenanteile im Sinne des § 11 

Abs. 5 ARegV“ eingeleitet. Sie hat damit auf das von den Fernleitungsnetzbetreibern am 

01.10.2019 im hiesigen Verfahren eingereichte Konzept für ein Überbuchungs- und Rückkaufsys-

tem reagiert. Das Verwaltungsverfahren „KOMBI“ steht kurz vor dem Abschluss. Die Beschluss-

kammer 9 hat am 19.12.2019 einen Festlegungsentwurf zur Konsultation gestellt. Darin werden 

die Kosten für marktbasierte Instrumente und für Kapazitätsrückkäufe, die mit der vorliegenden 

Entscheidung als Bestandteil des Überbuchungs- und Rückkaufsystems genehmigt werden, als 

volatile Kostenanteile im Sinne des § 11 Abs. 5 ARegV eingestuft. Der durch jenes Verfahren zu 

regelnde regulatorische Umgang mit den im Überbuchungs- und Rückkaufsystem entstehenden 

Kosten für den Einsatz der marktbasierten Instrumente und des Kapazitätsrückkaufs ist damit 

bereits in einer Weise konkretisiert, dass die Beschlusskammer für das vorliegende Verfahren die 

Bewertung einer angemessenen Risikoverteilung vornehmen kann. 

(2) Das genehmigte Überbuchungs- und Rückkaufsystem schließt aus, dass die Fernleitungsnetz-

betreiber über die Vermarktung zusätzlicher Kapazität Zusatzerlöse generieren. Sowohl in ihrer 
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Konzeptbeschreibung als auch in ihrer Stellungnahme im Rahmen der zweiten Konsultation ha-

ben die Fernleitungsnetzbetreiber deutlich gemacht, dass angesichts dieser Grundausrichtung 

des Systems spiegelbildlich auch die damit verbundenen Risiken, d.h. die Kosten für den Einsatz 

marktbasierter Instrumente und Kapazitätsrückkäufe, vollständig von den Netznutzern getragen 

werden müssten. Die Kosten seien für die Fernleitungsnetzbetreiber nicht beeinflussbar und dürf-

ten keine Auswirkungen auf den Effizienzvergleich entfalten. Die Einstufung als volatile Kosten-

anteile widerspräche einer ausgewogenen Risikoverteilung und damit auch dem Grundgedanken 

eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems nach Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009. 

In den überwiegenden Stellungnahmen der Marktakteure im Rahmen der im vorliegenden Ver-

fahren durchgeführten Konsultationen wurde die Ansicht der Fernleitungsnetzbetreiber gestützt 

(BDEW, EnBW, INES (in beiden Konsultationen), EFET, RWE (im Rahmen der ersten Konsulta-

tion) sowie VNG (zweite Konsultation).  

(3) Die von der Beschlusskammer 9 vorgesehene Einstufung als volatile Kostenanteile im Sinne 

des § 11 Abs. 5 ARegV führt nach Ansicht der Beschlusskammer zu einer sachgerechten Risi-

koverteilung im Sinne der Vorgaben von Punkt 2.2.2. des Anhangs I der Verordnung (EG) 

Nr. 715/2009. Sie bewirkt eine Erlöswirksamkeit der Kosten ohne zeitlichen Versatz. Auswirkun-

gen auf den Effizienzvergleich der vierten Regulierungsperiode sind ausgeschlossen, weil Kosten 

für den Einsatz marktbasierter Instrumente und Kapazitätsrückkäufe erstmalig im Gaswirtschafts-

jahr 2021/2022 und damit erst nach dem Basisjahr 2020 entstehen können. Das Konzept der 

Fernleitungsnetzbetreiber sieht die Anwendung des Überbuchungs- und Rückkaufsystems nur für 

den Übergangszeitraum bis zum 01.10.2024 vor. Hierauf nehmen sowohl die vorliegende Geneh-

migung als auch das Verwaltungsverfahren „KOMBI“ Bezug. Für den Zeitraum bis zum 

01.10.2024 stellt die Einstufung der Kosten als volatile Kostenanteile sicher, dass die Fernlei-

tungsnetzbetreiber nicht mit unverhältnismäßigen Kostenrisiken belastet werden. Dies schließt 

eine Neubewertung etwa auf Basis neuer Erkenntnisse rechtzeitig vor der fünften Regulierungs-

periode (Basisjahr 2025) nicht aus, sofern die marktbasierten Instrumente bis dahin erfolgreich 

getestet werden konnten und eine Überführung in das Regime des § 9 Abs. 3 GasNZV für den 

Zeitraum ab dem 01.10.2024 in Betracht kommt.  

3.2.1.3. Höhe der Zusatzkapazität 

Die Bestimmung der Höhe der Zusatzkapazität obliegt der Entscheidung der Fernleitungsnetzbe-

treiber unter Beachtung gesetzlicher Verpflichtungen. Aus diesen gesetzlichen Verpflichtungen 

folgt ein hinreichend bestimmter Entscheidungsspielraum, so dass es weiterer Konkretisierungen 

des Konzepts oder behördlicher Regelungen gegenwärtig nicht bedarf. 

(1) Das anreizbasierte System überlässt die Entscheidung, ob und in welcher Höhe zusätzliche 

Kapazität vermarktet wird, den Fernleitungsnetzbetreibern (hierzu bereits die Ausführungen in Ab-

schnitt 3.2.1.1. unter (1)). Die Fernleitungsnetzbetreiber bestimmen die an einem konkreten 
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Ein-/Ausspeisepunkt angebotene Zusatzkapazität entsprechend Punkt 2.2.2. Nr. 5 des Anhangs I 

der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 anhand einer Abschätzung der Chancen und Risiken, ohne 

dass es insoweit einer behördlichen Entscheidung bedarf. In Stellungnahmen ist diesbezüglich 

die Sorge geäußert worden, dass sich Entscheidungsspielräume der Fernleitungsnetzbetreiber 

zulasten der Netznutzer auswirken könnten (EFET, Beigeladene zu 2), SEEL, INES in der zweiten 

Konsultation). Die Beigeladene zu 1) hat im Rahmen der Anhörung gefordert, dass bedingt feste, 

frei zuordenbare Kapazitäten erst dann als zusätzliche Kapazitäten möglich sein sollen, wenn die 

Fernleitungsnetzbetreiber alles Erforderliche getan haben, um zusätzliche feste frei zuordenbare 

Kapazitäten zur Verfügung zu stellen. Auf die Notwendigkeit des Angebots zusätzlicher Kapazität 

ist nicht nur in beiden öffentlichen Konsultationen, sondern auch in Stellungnahmen der Regulie-

rungsbehörden der angrenzenden Mitgliedstaaten hingewiesen worden (CRE, CREG). 

(2) Die Beschlusskammer hält grundsätzlich an der anreizbasierten Systematik fest, möchte zu-

gleich jedoch die Verpflichtung der Fernleitungsnetzbetreiber auf den Zweck der sicheren, preis-

günstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit Gas betonen (§ 2 

Abs. 1 i.V.m. § 1 EnWG). Entscheidungsspielräume müssen in mit dieser zentralen Verpflichtung 

vereinbarer Weise genutzt werden. Bezogen auf die Entscheidung über die Höhe der Zusatzka-

pazität hält die Beschlusskammer drei Aspekte für wesentlich: Erstens haben die Fernleitungs-

netzbetreiber im Rahmen des hiesigen Verwaltungsverfahrens (1. Konsultation) wie auch des 

Szenariorahmens stets die Ansicht vertreten, dass die berechneten technischen Kapazitäten nicht 

die bestehenden Bedarfe decken und dass das bisherige Kapazitätsangebot der getrennten 

Marktgebiete aufrechterhalten werden muss. Zweitens werden Fernleitungsnetzbetreiber beim 

Angebot von Zusatzkapazität keinem unzumutbaren Kostenrisiko ausgesetzt (explizit zustimmend 

insoweit die Stellungnahme der Fernleitungsnetzbetreiber vom 28.01.2020 im Rahmen des Ver-

fahrens der Beschlusskammer 9, Az. BK9-19/606 („KOMBI“)). Drittens soll das Überbuchungs- 

und Rückkaufsystem die preisgünstige und effiziente Versorgung sicherstellen, indem Kapazitäts-

bedarfe im gemeinsamen Marktgebiet konkretisiert werden; dies kann nur gelingen, wenn von der 

Möglichkeit des Angebots von Zusatzkapazität tatsächlich Gebrauch gemacht wird. 

Es stünde im Widerspruch zu den genannten Annahmen der Fernleitungsnetzbetreiber, sollte die 

Entscheidung eines Fernleitungsnetzbetreibers über die Höhe der Zusatzkapazität zu signifikan-

ten Abweichungen vom bisherigen Kapazitätsangebot der getrennten Marktgebiete führen. Die 

Abweichung wäre auch nicht offenkundig mit Kostenrisiken zu begründen. Die zugrundeliegenden 

Erwägungen des Fernleitungsnetzbetreibers wären der Beschlusskammer daher in jedem Falle 

zu erläutern (vgl. Tenorziffer 3 lit. a)). 

3.2.1.4. Relevante Netzpunkte 

(1) Nach dem Konzept der Fernleitungsnetzbetreiber soll das Überbuchungs- und Rückkaufsys-

tem grundsätzlich an allen buchbaren Punkten zur Anwendung kommen können. Jedoch soll ein 
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Angebot zusätzlicher Kapazität nur an Einspeisepunkten im H-Gasnetz erfolgen, an denen es 

anderenfalls durch die Marktgebietszusammenlegung zu einem reduzierten Kapazitätsangebot 

käme. In der Stellungnahme zur zweiten Konsultation haben die Fernleitungsnetzbetreiber klar-

gestellt, dass dies neben Einspeisepunkten an Grenzübergangspunkten, Produktions- und LNG-

Anlagen auch für Einspeisepunkte aus Speicheranlagen gilt. Sollte an Einspeisepunkten aus Spei-

cheranlagen feste, frei zuordenbare Kapazität auf Jahresbasis oder als saisonales Produkt ange-

boten werden, werde das Überbuchungs- und Rückkaufsystem auch an diesen Punkten ange-

wandt. 

(2) Diese Ausgestaltung ist mit Punkt 2.2.2. des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 

vereinbar.  

(a) Die Begrenzung des Angebots zusätzlicher Kapazität auf Einspeisepunkte in das H-Gas-Netz 

ist sachgerecht. Ein Überbuchungs- und Rückkaufsystem nach Anhang I der Verordnung (EG) 

Nr. 715/2009 kommt als Engpassmanagementverfahren bei vertraglichen Engpässen in Betracht. 

Im Beschluss vom 20.09.2013, Az. BK7-13-019, sind keine vertraglichen Engpässe festgestellt 

worden, die die Einführung eines Überbuchungs- und Rückkaufsystems erfordert hätten. Durch 

die Marktgebietszusammenlegung reduziert sich nun ausschließlich das Angebot fester Einspei-

sekapazität in das H-Gasnetz. Grundsätzlich nicht zu beanstanden ist es daher, die Gefahr ver-

traglicher Engpässe auf H-Gas-Einspeisepunkte im deutschlandweiten Marktgebiet einzugren-

zen. 

(b) Nach Punkt 2.2.1. Nr. 1 des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 gelten die 

Bestimmungen in Punkt 2.2. für Kopplungspunkte zwischen angrenzenden 

Einspeise-/Ausspeisesystemen sowie – vorbehaltlich des Beschlusses der maßgeblichen 

nationalen Behörde - für Einspeisepunkte aus Drittländern und für Ausspeisepunkte in Drittländer. 

Einspeisepunkte von LNG-Terminals, aus Produktionsanlagen und Ein- bzw. Ausspeisepunkte 

von und zu Speicheranlagen sind von den Bestimmungen explizit ausgenommen. Die 

Beschlusskammer erblickt hierin keine zwingende Beschränkung der Überbuchungs- und 

Rückkaufsysteme auf die genannten Punkte. Die Aufzählung dient lediglich der Abgrenzung des 

Regelungsgegenstands der europäischen Rechtsakte von jenen Bereichen, die in der 

Zuständigkeit der Mitgliedsstaaten verbleiben sollen. Eine dem Punkt 2.2.1. Nr. 1 ähnliche 

Formulierung ist auch dem Art. 2 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2017/45917 zu entnehmen. Die 

Beschlusskammer hält, wie im Konzept dargelegt, eine Anwendung auf H-Gas-Einspeisepunkte 

für angezeigt, weil diese von der Kapazitätsreduktion betroffen sind. Dies soll ausdrücklich auch 

für Einspeisepunkte von Speicheranlagen gelten. Der Verordnungsgeber der 

                                                

17 Verordnung (EU) 2017/459 der Kommission vom 16. März 2017 zur Festlegung eines Netzkodex über 
die Mechanismen für die Kapazitätszuweisung in den Fernleitungsnetzen und zur Aufhebung der Verord-
nung (EU) Nr. 984/2013 (ABl. L 72 vom 17.3.2017, S. 1). 



21 

 

Gasnetzzugangsverordnung beabsichtigt die Schaffung identischer Rahmenbedingungen für den 

Erwerb von Kapazitäten an Kopplungspunkten und Speicherpunkten (BR-Drs. 419/17, S. 14). 

Hierdurch wird der Austauschbarkeit von Einspeisungen am Kopplungspunkt und der Nutzung 

eines Speichers Rechnung getragen. Nach § 13 Abs. 1 und 4 GasNZV sind daher Kapazitäten 

der Ein- bzw. Ausspeisepunkte von und zu Speicheranlagen mittels Auktionsverfahren nach der 

Verordnung (EU) 2017/459 zuzuteilen, obwohl der Anwendungsbereich der Verordnung nicht 

eröffnet ist. 

(c) In den Stellungnahmen im Rahmen der Konsultation wurde die Anwendbarkeit des Überbu-

chungs- und Rückkaufsystems auf alle H-Gas-Einspeisepunkte (inkl. Speicher) begrüßt bzw. ge-

fordert (EnBW, EFET, BDEW, VNG, VIK-VCI in der zweiten Konsultation). 

3.2.1.5. Einheitliche Vermarktung von technischer Kapazität und Zusatzkapazität 

(1) Das Konzept sieht eine einheitliche Vermarktung der zusätzlichen Kapazität zusammen mit 

der technischen Kapazität vor. Abgesehen vom Angebotszeitraum soll aus Sicht der Transport-

kunden kein Unterschied zwischen technischer Kapazität und Zusatzkapazität bestehen. Beide 

sollen den identischen transportrelevanten Regelungen, z.B. bzgl. vertraglicher Regelungen, Ta-

rifen und operativer Abwicklung der Transporte, unterworfen werden. 

(2) Mit dieser Ausgestaltung folgt das Konzept den Vorgaben von Punkt 2.2.1. Nr. 3 des Anhangs I 

der Verordnung (EG) Nr. 715/2009. Danach muss jede durch Anwendung eines Überbuchungs-

systems zur Verfügung gestellte zusätzliche Kapazität im Rahmen des regulären Zuweisungsver-

fahrens angeboten werden. Hingegen sind Unterschiede im Angebotszeitraum zwischen techni-

scher Kapazität und Zusatzkapazität gerechtfertigt. Die Vorgabe des Art. 11 Abs. 3 der Verord-

nung (EU) 2017/459, wonach Bestandskapazität mindestens für die nächsten fünf Gasjahre an-

zubieten ist, betrifft nur technische Kapazität und gilt nicht für Zusatzkapazität (zum Angebotszeit-

raum der Zusatzkapazität siehe Tenorziffer 2 lit. c)). 

(3) Konsultationsteilnehmer haben die einheitliche Vermarktung von technischer Kapazität und 

Zusatzkapazität begrüßt (EFET, BDEW, VNG in der zweiten Konsultation). 

3.2.1.6. Vorrangiger Einsatz marktbasierter Instrumente mit Kapazitätsrückkauf als Ultima Ratio  

(1) Das vorgesehene System zur Aufrechterhaltung der Systemintegrität im Engpassfall ist mit 

den Vorgaben von Punkt 2.2.2. des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 vereinbar. 

Das Konzept sieht zur Behebung kapazitativer Engpässe den Einsatz neuer marktbasierter In-

strumente und als Ultima Ratio Kapazitätsrückkäufe vor. Bereits zuvor sollen alle sonstigen kos-

tenfreien netz- und marktbezogenen Maßnahmen im Sinne des § 16 Abs. 1 EnWG ausgeschöpft 

werden. Die neu einzuführenden marktbasierten Instrumente sollen im Engpassfall nach einer 

preisbezogenen Merit-Order-Liste (MBI-MOL) zum Einsatz kommen. 
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18 Siehe Folie 43 der Präsentation der Fernleitungsnetzbetreiber vom Marktdialog 06. Februar 2019. 

(2) In Stellungnahmen im Rahmen der zweiten Konsultation (Beigeladene zu 1), VIK -VCI, INES) 

wurde gefordert, den Kapazitätsrückkauf in die streng kostenorientierte Merit-Order-Liste aufzu-

nehmen. Nur so könne eine übermäßige finanzielle Belastung für Transportkunden, andere Markt-

teilnehmer und schließlich Endkunden vermieden werden. Von anderen Konsultationsteilnehmern 

wurde dagegen begrüßt, dass der Kapazitätsrückkauf nur als Ultima Ratio zur Anwendung kom-

men soll (VNG, EnBW, RWE, EFET, Beigeladene zu 2), SEEL im Rahmen der zweiten Konsulta-

tion). Die EnBW hat darauf hingewiesen, dass der Kapazitätsrückkauf schneller zu Maßnahmen 

nach §16 Abs. 2 EnWG führen könne, weil sich der Kapazitätsrückkauf isoliert auf die überspeiste 

Zone beziehe und die unterspeiste Zone nicht ausreichend berücksichtige. 

(3) Nach Auffassung der Beschlusskammer ist das Konzept insoweit nicht zu beanstanden: 

(a)  Dem Konzept liegt entsprechend Punkt 2.2.2. Nr. 7 des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 

715/2009 ein kosteneffizienter Ansatz zugrunde, denn vor Anwendung eines Rückkaufverfahrens 

werden alternative technische oder kommerzielle Maßnahmen geprüft, die die Netzintegrität auf 

eine kosteneffizientere Weise aufrechterhalten können. Zudem wird entsprechend der Vorgabe 

von Punkt 2.2.2. Nr. 6 des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 ein marktbasiertes Rück-

kaufverfahren vorgehalten. 

(b) Die Beschlusskammer erwartet bei einer Ultima-Ratio-Regelung keine signifikanten Mehrkos-

ten im Vergleich zur Aufnahme des Rückkaufs in die Merit-Order-Liste. Regelmäßig dürften Trans-

portkunden, die an einem Rückkaufverfahren teilzunehmen bereit sind, auch im Rahmen des 

Spread-Produktes zu einer Reduktion ihrer Nominierung bereit sein. Dies sollte sich vorteilhaft in 

den Kosten des Spread-Produktes niederschlagen. Zudem sind die Fernleitungsnetzbetreiber in 

ersten Schätzungen der jährlichen Kosten für den Einsatz marktbasierter Instrumente von ca. 30 

Millionen Euro für die vollständige Schließung der Kapazitätslücke ausgegangen.18 Schon diese 

Kostengröße war ausschließlich auf marktbasierte Instrumente gestützt. Die Beschlusskammer 

sieht im Kapazitätsrückkauf daher weniger ein kostensenkendes Instrument als vielmehr einen 

letzten monetären Anreiz für Transportkunden, ihre Transportwünsche so anzupassen, dass eine 

generelle Kürzung bereits nominierter Kapazitäten nach § 16 Abs. 2 EnWG vermieden werden 

kann. 

Schließlich ist aufgrund der Ziele und Anreize des Überbuchungs- und Rückkaufsystems ein ver-

bleibendes Risiko von Mehrkosten hinnehmbar. Die Beschlusskammer sieht in der Kosteneffizi-

enz (Punkt 2.2.2. Nr. 7 des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009) kein ausschließliches 

Kriterium, das der Berücksichtigung anderer Aspekte entgegenstünde. So konnte berücksichtigt 

werden, dass der Kapazitätsrückkauf mit schweren Marktbeeinträchtigungen verbunden sein 

könnte. Die EnBW hat zurecht auf die Gefahr von Notfallmaßnahmen hingewiesen. Zudem halten 
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die Fernleitungsnetzbetreiber es für erforderlich, den Kapazitätsrückkauf mit einem Verbot netz-

schädlicher Ein- und Ausspeisungen zu verbinden.  

Das Überbuchungssystem soll die Eignung der vorgeschlagenen marktbasierten Instrumente zur 

Absicherung technischer Kapazitäten belegen. Würde der Kapazitätsrückkauf in die Merit-Order-

Liste aufgenommen und sich wiederholt als kostengünstigstes Instrument erweisen, würde dieses 

Ziel konterkariert. Kontrahierte Kapazitäten sind Ausdruck der Bedarfe der Transportkunden. Für 

diese sollte ein Transportnetz dimensioniert sein. Sollten nun aus Sicht von Transportkunden fi-

nanzielle Anreize ursprüngliche Transportwünsche überwiegen, geht der Bezug zu den ursprüng-

lichen Bedarfen der Transportkunden verloren und damit die unverfälschte Transportnetzdimen-

sion zur notwendigen Bedarfsabdeckung. Aus diesem Grund ist hier eine Ultima-Ratio-Regelung 

für den Kapazitätsrückkauf nicht nur sachgerecht, sondern auch angezeigt: sonst wäre nicht über-

prüfbar, ob die auftretenden Engpasssituationen auch ohne den Rückkauf von Kapazitäten mit 

marktbasierten Instrumenten hätte behoben werden können, beziehungsweise ob die Bedarfe der 

Transportkunden über andere Maßnahmen hätten zur Verfügung gestellt werden müssen, wie 

beispielsweise Netzausbau. 

(4) Die Beschlusskammer hält es nicht für erforderlich, in der Genehmigung des Konzepts ab-

schließend zu bestimmen, wie sich die Kosten der einzelnen marktbasierten Instrumente zusam-

mensetzen. Diesbezüglich war im Rahmen der zweiten Konsultation gefordert worden (EFET, 

EnBW, GMTL), bei den marktbasierten Instrumenten Drittnetznutzung und Wheeling auch deut-

sche Kapazitätsentgelte einzurechnen. 

Entscheidend für die Genehmigung ist aus Sicht der Beschlusskammer, dass die grundlegenden 

Prozessmaximen definiert werden, wozu hier der kosteneffiziente Einsatz der marktbasierten In-

strumente anhand einer Merit-Order-Liste zählt. Die Kostenbestandteile der einzelnen Instru-

mente sollten aus Sicht der Beschlusskammer dann im Rahmen einer weiteren Konkretisierung 

und Detailausgestaltung des Konzeptes bestimmt werden (vgl. hierzu auch Abschnitt 3.2.2.1. (1)). 

3.2.2. Vereinbarkeit mit weiteren rechtlichen Vorgaben 

Unter Berücksichtigung der Änderungen der Tenorziffer 2 lit. a) – d) ist das Konzept auch mit 

weiteren Bestimmungen und regulatorischen Vorgaben des nationalen wie europäischen Rechts 

vereinbar. 

3.2.2.1. Marktbasierte Instrumente und Kapazitätsrückkauf 

(1) Die Beschlusskammer hat im Dokument zur zweiten Konsultation eine ausführlichere Darstel-

lung der Funktionsweise der marktbasierten Instrumente und des Kapazitätsrückkaufs gefordert. 

Dem sind die Fernleitungsnetzbetreiber mit Vorlage der „Prozessbeschreibung MBI und Kapazi-

tätsrückkauf“ (Anlage zu diesem Beschluss, S. 16ff.) nachgekommen. Die Beschreibung der 
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marktbasierten Instrumente und des Kapazitätsrückkaufs hat damit einen Konkretisierungs- und 

Bestimmtheitsgrad erlangt, der es der Beschlusskammer ermöglicht, eine Überprüfung anhand 

rechtlicher und regulatorischer Vorgaben vorzunehmen und eine Genehmigung des Konzeptes 

nach Maßgabe dieses Beschlusses zu erteilen. 

Die Beschlusskammer ist allerdings der Auffassung, dass für die praktische Umsetzung und An-

wendung des Konzeptes eine weitere Konkretisierung und Detailausgestaltung, insbesondere zu 

Einzelaspekten der marktbasierten Instrumente und des Kapazitätsrückkaufs, erforderlich sein 

wird. Auch die Fernleitungsnetzbetreiber haben in ihrer Stellungnahme im Rahmen der abschlie-

ßenden Anhörung auf dieses Erfordernis hingewiesen. Die Beschlusskammer hält weitere Kon-

kretisierungen mit Blick auf die vorliegende Genehmigungsentscheidung auch für unbedenklich, 

sofern diese auf Basis und in Umsetzung des hier genehmigten Konzepts vorgenommen werden, 

so wie dies etwa in Bezug auf Veröffentlichungen des Abrufs marktbasierter Instrumente und des 

Kapazitätsrückkaufs geschehen ist. Die Fernleitungsnetzbetreiber haben im Rahmen des hiesi-

gen Verwaltungsverfahrens einen Foliensatz „MBI und Kapazitätsrückkauf, Veröffentlichungen 

und Monitoring“ (Stand 10.12.2019) eingereicht, in dem u.a. die vorgesehenen Veröffentlichungen 

im Zusammenhang mit dem Abruf der marktbasierten Instrumente und des Kapazitätsrückkaufs 

konkretisiert werden. Die Beschlusskammer bewertet das dargestellte Vorgehen grundsätzlich als 

eine geeignete Detailausgestaltung des genehmigten Konzepts. Für marktgerecht hält die Be-

schlusskammer beispielsweise die zusätzliche Information der Transportkunden über einen Push-

Dienst.   

In diesem Sinne sollten die Fernleitungsnetzbetreiber weitere Konkretisierungen auf Basis und in 

Umsetzung des hier genehmigten Konzeptes vornehmen, um die für die praktische Umsetzung 

und operative Anwendung des Konzeptes notwendige Klärung von Einzelfragen, die teilweise 

auch im Rahmen der Konsultationen aufgeworfen wurden, etwa zur zeitlichen Abrufreihenfolge 

und IT-Implementierung, herbeizuführen. Aus Sicht der Beschlusskammer wäre hierzu die Ent-

wicklung eines gemeinsamen Leitfadens der Fernleitungsnetzbetreiber geeignet, der die Markt-

teilnehmer noch konkreter mit dem operativen Einsatz der marktbasierten Instrumente und des 

Kapazitätsrückkaufs vertraut macht und die noch offenen Detailfragen klärt. An der Ausgestaltung 

dieses Leitfadens könnten sinnvollerweise auch andere Marktteilnehmer mitwirken und in Abstim-

mung mit den Fernleitungsnetzbetreibern wirkungsvolle Umsetzungsregeln vereinbaren, die zu 

dem genehmigten Konzept der Fernleitungsnetzbetreiber passen. Zu standardisierende Umset-

zungserfordernisse sollten in die Kooperationsvereinbarung Gas (KoV) aufgenommen werden. 

Die Beigeladene zu 1) hat im Rahmen der abschließenden Anhörung angeregt, die vorgeschla-

genen Veröffentlichungen durch eine rechtliche Verpflichtung zu untermauen. Die Beschlusskam-

mer hält dies gegenwärtig nicht für erforderlich. Nach ihrer Erwartung werden die Fernleitungs-

netzbetreiber dem Veröffentlichungskonzept tatsächlich entsprechen. 
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19 Scholze, in: Elspas/Graßmann/Rasbach (Hrsg.), EnWG, § 16 Rn. 6: In Anlehnung an die Legaldefinition 
des § 13 Abs. 4 EnWG für Übertragungsnetze. 
20 Scholze, in: Elspas/Graßmann/Rasbach (Hrsg.), EnWG, § 16 Rn. 8. 
21 Scholze, in: Elspas/Graßmann/Rasbach (Hrsg.), EnWG, § 16 Rn. 22; Bourwieg, in: Britz/Hellermann/Her-
mes, EnWG, 3. Auflage 2015, § 16 Rn. 5; Tüngler, in: Kment, EnWG, 2. Auflage 2019, § 16 Rn. 13. 

(2) Die im Konzept (Anlage dieses Beschlusses) vorgesehenen marktbasierten Instrumente und 

der Kapazitätsrückkauf fügen sich in das System des § 16 Abs. 1 EnWG ein. 

(a) Nach § 16 EnWG sind im Rahmen der Systemverantwortung der Fernleitungsnetzbetreiber 

zur Beseitigung von Gefährdungen und Störungen der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Gas-

versorgungssystems netz- und marktbezogene Maßnahmen (§ 16 Abs. 1 EnWG) zu ergreifen, 

erforderlichenfalls auch sogenannte Notfallmaßnahmen (§ 16 Abs. 2 EnWG). Eine Gefährdung 

der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Gasversorgungssystems ist anzunehmen, „[…] wenn auf-

grund technischer Rahmenbedingungen oder aufgrund einer Gasmangellage oder einer Über-

speisung von Netzen oder Marktgebieten die Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Netzes und so-

mit des Gastransportes gefährdet oder gestört ist.“19 Als Ursache kommen insbesondere Trans-

portengpässe in Betracht, das heißt wenn es nicht gelingt, die Gasmengen in die Verbrauchsge-

biete zu transportieren, obwohl ausreichend Gasmengen in das Marktgebiet eingespeist werden.20 

Eben solche Transportengpässe sind bei der Zusammenlegung der bisherigen Marktgebiete 

durch die begrenzten Austauschkapazitäten zu besorgen. Für die Auswahl konkreter Maßnahmen 

im Rahmen des § 16 EnWG besteht eine Bindung der Fernleitungsnetzbetreiber an die Zwecke 

des Energiewirtschaftsgesetzes (§ 2 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 1 EnWG); die Maßnahmenauswahl 

muss sich daher an Eignung, Erforderlichkeit und am Grad der Beeinträchtigung der Gasversor-

gung sowie der Netznutzer (Eingriffstiefe) orientieren.21 

(b) Mit der von den Fernleitungsnetzbetreibern im Verfahren vorgelegten „Prozessbeschreibung 

MBI und Kapazitätsrückkauf“ (Anlage dieses Beschlusses, S. 16ff.) wird diesen Anforderungen 

hinreichend Rechnung getragen. Nach dem Verständnis der Beschlusskammer umreißt die Pro-

zessbeschreibung das regelmäßige Vorgehen der Fernleitungsnetzbetreiber bei Netzengpässen. 

Sie schließt weder andere Maßnahmen noch andere zeitliche Abfolgen aus, sollten die Fernlei-

tungsnetzbetreiber im Rahmen ihrer Systemverantwortung zu der Einschätzung gelangen, an-

sonsten eine Gefahr beziehungsweise Störung nicht oder nicht rechtzeitig beheben zu können. 

(c) Die Beschlusskammer stuft sowohl die marktbasierten Instrumente als auch den Kapazitäts-

rückkauf als Maßnahmen im Sinne des § 16 Abs. 1 EnWG ein. Dass die Prozessbeschreibung 

diese Instrumente außerhalb des § 16 Abs. 1 EnWG zu verorten scheint, ist unbeachtlich, soweit 

die oben dargelegten rechtlichen Maßstäbe bei der Maßnahmenauswahl eingehalten werden. 

Dies ist nach Auffassung der Beschlusskammer unter Berücksichtigung der durch Tenorziffer 2 

lit. a) und b) vorgenommenen Änderungen der Fall. 
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22 Scholze, in: Elspas/Graßmann/Rasbach (Hrsg.), EnWG, § 16 Rn. 21. 

(d) Es kann offenbleiben, ob die vorgesehenen Instrumente sämtlich als marktbezogene 

Maßnahmen oder teilweise als netzbezogene Maßnahmen im Sinne des § 16 Abs. 1 EnWG 

anzusehen sind. Während die Fernleitungsnetzbetreiber die Instrumente „VIP-Wheeling“, 

„Drittnetznutzung“ und „Spread-Produkt“ als „marktbasiert“ einstufen, wird in Stellungnahmen eine 

Differenzierung angeregt (EFET im Rahmen der zweiten Konsultation).  

Aus § 16 Abs. 1 EnWG folgt indes keine strikte Rangfolge zwischen netz- und marktbezogenen 

Maßnahmen.22 Der üblicherweise vorrangige Einsatz netzbezogener Maßnahmen beruht nicht auf 

einer gesetzlichen Reihenfolge, sondern auf dem Umstand, dass netzbezogene Maßnahmen 

geringere Auswirkungen auf die Netznutzer haben als marktbezogene Maßnahmen. So stehen 

zum Beispiel der Nutzung von integrierten Netzspeichern oder nachgelagerten Netzen, die an 

beide der bisherigen Marktgebiete angebunden sind, weder konkrete Maßnahmenkosten noch 

Einschränkungen von Transportrechten gegenüber. Anfallende Kosten für netzbezogene 

Maßnahmen (wie beispielweise Treibenergie) fallen als operative Kosten bei den 

Fernleitungsnetzbetreibern an und werden als volatile Kostenanteile in den Entgelten 

berücksichtigt.  Der Einordnung jener Instrumente, die keinem Begriffspaar eindeutig zuzuordnen 

sind, kommt folglich solange keine praktische Bedeutung zu, wie sich jedenfalls die 

Maßnahmenauswahl nach Eignung und Erforderlichkeit richtet und das Maß der Beeinträchtigung 

der Netznutzer sowie des Gasmarktes (Eingriffstiefe) berücksichtigt wird. 

(e) Gemessen an diesen Grundsätzen ist nicht zu beanstanden, dass das Konzept die 

Maßnahmenauswahl anhand einer preislich gestaffelten Merit-Order-List vorsieht. Nach 

Auffassung der Beschlusskammer ist keinem der markbasierten Instrumente generell ein 

besonders schwerer Markteingriff immanent, der gegen eine preisliche Staffelung spräche. 

Gleichwohl hält die Beschlusskammer es für erforderlich, die marktbasierten Instrumente im 

Rahmen von Analysen daraufhin zu überprüfen, ob mögliche Markteingriffe schwerer wiegen als 

die Gewährleistung eines kosteneffizienten Einsatzes. Wird beispielweise durch die Nutzung von 

Drittnetzen in benachbarten Marktgebieten die dort zur Verfügung stehende kurzfristige Kapazität 

derart begrenzt, dass die Marktteilnehmer in ihrer bisherigen Handelsaktivität eingeschränkt 

werden, müsste eine solche Einschränkung auch bei der Nutzungsreihenfolge der marktbasierten 

Instrumente berücksichtigt werden. Auch in Stellungnahmen im Rahmen der zweiten Konsultation 

wurde eine Anpassung der Einsatzreihenfolge der marktbasierten Instrumente gefordert, sofern 

sich herausstellen sollte, dass einzelne Instrumente, insbesondere die Drittnetznutzung, zu 

größeren Marktverwerfungen führen (BDEW, Beigeladene zu 2), SEEL).  

(f) Das Konzept weist den Einsatz bisheriger netzbezogener und marktbezogener Maßnahmen 

als vorgelagerte Prozessschritte aus (Anlage des Beschlusses, S. 19f.), bevor beginnend mit 

Prozessschritt 3 die Ermittlung des Bedarfs an marktbasierten Instrumenten, die Bildung einer 
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23 Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009, über gemeinsame 
Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG (Abl. L 211 vom 
14.08.2009, S. 94). 

„MBI-MOL“ und der „MBI-Abruf“ (Prozessschritt 5) beziehungsweise als Ultima Ratio der 

Kapazitätsrückkauf (Prozessschritt 6) erfolgt (Anlage des Beschlusses, S. 20ff.). Im Hinblick auf 

die Nutzung bereits bekannter marktbezogener Maßnahmen zur Beseitigung und Vermeidung von 

Gefährdungen oder Störungen der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Gasversorgungssystems 

ist eine vorrangige Anwendung dieser nach Maßgabe der oben genannten rechtlichen Maßstäbe 

nicht zu beanstanden. Als Beispiel sind Unterbrechungen von unterbrechbaren Kapazitäten zu 

nennen, die als kostenneutrales marktbasiertes Instrument grundsätzlich vorrangig zu den 

kostenverursachenden marktbasierten Instrumenten der MBI-MOL anzuwenden sind. Auch in 

diesen Fällen sind aber bei der Maßnahmenauswahl neben Kosten auch die Wirksamkeit der 

jeweiligen Maßnahme zur Bekämpfung des Engpasses und die damit verbundene 

Beeinträchtigung der Netznutzer sowie des Gasmarktes in den Blick zu nehmen sind. Die 

Fernleitungsnetzbetreiber haben in ihrer Stellungnahme im Rahmen der abschließenden 

Anhörung vorgetragen, dass sie die Unterbrechung von unterbrechbarer interner Bestellung als 

grundsätzlich nicht wirksam zur Engpassbeseitigung zwischen den alten Marktgebieten 

einschätzen. Nach dem oben unter (b) dargelegten Verständnis der Beschlusskammer schließt 

das durch die vorliegende Entscheidung genehmigte Konzept eine hinreichende Berücksichtigung 

dieses Umstandes im Rahmen der praktischen Umsetzung nicht aus. 

(3) Das Instrument der Drittnetznutzung ist mit entflechtungsrechtlichen Anforderungen vereinbar. 

Die Beschlusskammer teilt nicht die diesbezüglichen Bedenken, die vereinzelt im Rahmen der 

zweiten Konsultation vorgetragen worden sind (EFET, EnBW, RWE, VNG, OMV. Insbesondere 

handelt es sich bei der Drittnetznutzung und dem damit verbundenen Erwerb sowie der Nutzung 

von Kapazitätsrechten durch die Fernleitungsnetzbetreiber nicht um eine Vertriebstätigkeit, die 

Transportnetzbetreibern als wettbewerbliche Tätigkeit untersagt ist. 

(a) Zwar ist der Begriff „Vertrieb“ gesetzlich nicht definiert, es wird jedoch in einigen Normen auf 

ihn Bezug genommen, vgl. §§ 3 Nr. 38, 10b Abs. 3 S. 1 EnWG („Vertrieb von Energie“). Das 

Beteiligungsverbot des § 10b Abs. 3 S. 1 EnWG beispielsweise dient dabei der Umsetzung des 

Art. 18 Abs. 3 S. 1 der Richtlinie 2009/73/EG.23 Nach Art. 18 Abs. 3 S. 1 der Richtlinie 2009/73/EG 

richtet sich das Beteiligungsverbot an Tochterunternehmen des vertikal integrierten Unterneh-

mens, die die Funktionen Gewinnung oder Versorgung wahrnehmen. Unter dem Begriff „Versor-

gung“ ist nach Art. 2 Nr. 7 Richtlinie 2009/73/EG der „Verkauf einschließlich des Weiterverkaufs 

von Erdgas, einschließlich verflüssigtem Erdgas, an Kunden“ zu verstehen. Dies verdeutlicht, 

dass der Begriff „Versorgung“ bzw. „Vertrieb“ im deutschen Recht einen Verkaufsvorgang voraus-

setzt (vgl. auch BNetzA, Beschluss vom 20.05.2014, Az. BK7-13-073, S. 9 ff.).  
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(b) Vorliegend wird bei der Drittnetznutzung jedoch zu keinem Zeitpunkt Energie (Gas) verkauft, 

sondern nur kurzfristig über ein Drittnetz transportiert, um einen Engpass zu beseitigen. Es findet 

folglich lediglich eine Nutzung der erworbenen Kapazitätsrechte statt. Diese Nutzung führt gerade 

erst dazu, dass der Transportnetzbetreiber seine gesetzlichen Pflichten vollumfänglich erfüllen 

kann. Es dürfte sich also um einen der in Art. 32 Abs. 2 der Richtlinie 2009/73/EG gebilligten Fälle 

handeln: Danach erhalten die Betreiber von Fernleitungsnetzen zur Wahrnehmung ihrer Aufga-

ben, auch im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Fernleitung, gegebenenfalls Zugang 

zu den Fernleitungsnetzen anderer Betreiber. 

Gemäß § 11 Abs. 1 S. 1 EnWG ist der Betreiber von Energieversorgungsnetzen insbesondere 

verpflichtet, ein sicheres, zuverlässiges und leistungsfähiges Energieversorgungsnetz diskriminie-

rungsfrei zu betreiben, zu warten und bedarfsgerecht zu optimieren. In diesem Zusammenhang 

ist er gemäß § 20 Abs. 1 S. 1 EnWG verpflichtet, jedermann nach sachlich gerechtfertigten Krite-

rien diskriminierungsfrei Netzzugang zu gewähren, wobei er zur Ausgestaltung des Zugangs 

(feste) Einspeise- und Ausspeisekapazitäten anbieten muss (§ 20 Abs. 1b S. 1 EnWG, § 8 Abs. 2 

S. 1 GasNZV). Diese Verpflichtungen führen dazu, dass er die (festen) Einspeise- und Ausspei-

sekapazitäten nicht nur anbieten, sondern selbstredend die vermarkteten Kapazitäten bzw. Trans-

portrechte in seinem eigenen Netz auch darstellen können muss. Dies ist beim Engpass aber 

gerade nicht mehr der Fall. Erst durch die kurzfristige Nutzung des Drittnetzes wird dies wieder 

gewährleistet. Gleiches gilt im Übrigen auch für die weiteren marktbasierten Instrumente (VIP-

Wheeling, Spread-Produkt). 

Durch die kurzfristige Drittnetznutzung kann der Transportnetzbetreiber somit letztlich ein zuver-

lässigeres Netz betreiben bzw. optimiert dieses, da er dadurch in die Lage versetzt wird, langfristig 

mehr (feste) Einspeisekapazitäten anzubieten.  

(4) Das Spread-Produkt lässt sich hinreichend klar von Regelenergie abgrenzen. In der zweiten 

Konsultation ist mehrfach auf die erforderliche Abgrenzbarkeit und Unterscheidbarkeit zwischen 

Spread-Produkt und Regelenergie hingewiesen worden (Beigeladene zu 2), BDEW, EnBW). 

(a) Gemäß § 2 Nr. 12 GasNZV sind Regelenergie die Gasmengen, die vom Netzbetreiber zur 

Gewährleistung der Netzstabilität eingesetzt werden. Bestätigt wird dies durch § 27 GasNZV, wo-

nach Regelenergie im Rahmen des technisch Erforderlichen zum Ausgleich von Schwankungen 

der Netzlast mit dem Ziel eingesetzt wird, einen technisch sicheren und effizienten Netzbetrieb im 

Marktgebiet zu gewährleisten. Das Spread-Produkt dient dagegen nicht allgemein dem Ausgleich 

von Netzlastschwankungen bzw. der Gewährleistung der Netzstabilität, sondern soll spezifisch im 

Rahmen des Überbuchungs- und Rückkaufsystems konkrete, ursächlich durch die Marktgebiets-

zusammenlegung entstehende Transportengpässe beheben. Es erfüllt damit ausschließlich einen 

kapazitativen Zweck. Somit handelt es sich bei dem Spread-Produkt nicht um Regelenergie.  
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(b) Diese Abgrenzung ist insbesondere von Bedeutung, weil die Kosten für das Spread-Produkt 

nicht dem Bilanzierungsregime (Bilanzierungsumlagen) der Festlegung vom 19.12.2014, 

Az. BK7-14-020 („GaBi Gas 2.0“), zugeordnet werden dürfen, sondern als kapazitative Maß-

nahme über die Netzentgelte gemäß der Festlegung „KOMBI“ der Beschlusskammer 9 gewälzt 

werden müssen. Beim Spread-Produkt handelt es sich auch nicht um eine sonstige Bilanzie-

rungstätigkeit i.S.d. Tenorziffer 7 a) cc) bzw. b) ee) GaBi Gas 2.0. Es steht in keinerlei Zusam-

menhang mit den Bilanzierungstätigkeiten der Marktgebietsverantwortlichen, sondern dient, wie 

zuvor erörtert, allein kapazitativen Zwecken. Auch aus diesem Grund scheidet eine Zuordnung 

der Kosten zum Bilanzierungsregime aus. 

(c) Schließlich unterscheiden sich auch die Eigenschaften des Spread-Produktes von Regelener-

gie. Nach der Prozessbeschreibung ist das Spread-Produkt dadurch gekennzeichnet, dass Gas 

zeitgleich in unterschiedlichen Zonen gekauft und verkauft wird. Damit ist dem Produkt eine zeit-

gleiche Kopplung von Gasentzug in der überspeisten und Gaszufuhr in der unterspeisten Eng-

passzone immanent, die in dieser Form im Bereich der Regelenergie nicht existiert. Diese zeich-

net sich im Gegenteil in der Regel dadurch aus, dass entweder eine Unterspeisung durch Gaszu-

fuhr oder eine Überspeisung durch Gasentzug ausgeglichen wird. 

(5) Die im Konzept vorgesehene „Renominierungsbeschränkung“ für den Spread-Produkt-Anbie-

ter (Anlage zu diesem Beschluss, S. 24) ist grundsätzlich nicht zu beanstanden. 

Das Konzept sieht vor, das Spread-Produkt für den Anbieter mit einer sogenannten „Renominie-

rungsbeschränkung“ zu verbinden. Der Anbieter soll sich danach vertraglich verpflichten, in der 

Upstream-Engpasszone im Saldo weder seine Einspeisung nachträglich zu erhöhen noch seine 

Ausspeisung nachträglich zu verringern. In der Downstream-Engpasszone gilt Entsprechendes 

umgekehrt. 

Konsultationsteilnehmer (EFET, EnBW, Beigeladene zu 2), BDEW, RWE, SEEL, Equinor) haben 

in der zweiten Konsultation zum Ausdruck gebracht, dass eine über die in § 25 der Anlage 4 der 

KoV (Geschäftsbedingungen für den Bilanzkreisvertrag) hinausgehende Einschränkung des 

Transportkunden durch eine „Renominierungsbeschränkung“ nicht erforderlich sei. 

Die Fernleitungsnetzbetreiber müssen im Rahmen ihrer Systemverantwortung geeignete Maß-

nahmen unter Berücksichtigung der oben genannten Maßstäbe nach §16 Abs. 1 EnWG auswäh-

len. Hiervon ist aus Sicht der Beschlusskammer bezogen auf diese Maßnahme auszugehen. Die 

Beschlusskammer erkennt nicht, dass mit der „Renominierungsbeschränkung“ dem Anbieter Ein-

schränkungen auferlegt werden, die über das für den physischen Effekt Erforderliche hinausge-

hen. Sollten darüber hinaus gehende Einschränkungen angestrebt werden, müsste dieser zusätz-

liche Markteingriff nach den genannten Maßstäben bewertet werden. Hinsichtlich der vertragli-

chen Ausgestaltung sollten - wie vorgeschlagen - vergleichbare Regelungen wie § 25 der Anlage 

4 der KoV (Geschäftsbedingungen für den Bilanzkreisvertrag) geschaffen werden. 
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(6) Gegenstand des vorliegenden Verfahrens war das von den Fernleitungsnetzbetreibern vorge-

legte gemeinsame Konzept für ein Überbuchungs- und Rückkaufsystem. Die Beschlusskammer 

hat daher ausschließlich die darin vorgeschlagenen marktbasierten Instrumente auf ihre regula-

torische Vereinbarkeit mit dem Rechtsrahmen überprüft. Eine Bewertung anderer möglicherweise 

in Betracht kommender Maßnahmen, die z.T. im Rahmen der zweiten Konsultation vorgeschlagen 

worden sind, hat sie nicht vorgenommen.  

3.2.2.2. Aussetzung der Kurzfristvermarktung 

(1) Das Konzept sieht vor, zeitgleich mit dem Einsatz marktbasierter Instrumente oder des Kapa-

zitätsrückkaufs die Vermarktung von Kurzfristkapazitäten („Day-ahead“- und untertägige Kapazi-

tät) an Einspeisepunkten auszusetzen, die der Upstream-Engpasszone angehören (Zone vor dem 

Engpass). Die Aussetzung soll für die Dauer des Engpasses erfolgen, um weitere Kurzfristbu-

chungen zu unterbinden, die engpassverschärfende Ein-/Ausspeisungen ermöglichen würden. 

(2) Viele Konsultationsteilnehmer sehen den Vorschlag über die Aussetzung der Kurzfristvermark-

tung kritisch (Beigeladene zu 2), EFET, BDEW, PEGAS, RWE, VNG, GMTL, Equinor), ein anderer 

Konsultationsteilnehmer hat sich zustimmend geäußert (EnBW).  

(3) Sofern ein Fernleitungsnetzbetreiber sich kurzfristig unter Berücksichtigung der Netzintegrität, 

der Netzsicherheit und der betrieblichen Anforderungen nicht zu einer Vergabe weiterer fester 

Transportrechte in der Lage sieht, besteht hierzu auch keine Pflicht. Eine anlassbezogene 

Aussetzung der Kurzfristvermarktung, mit der begleitend zu dem Einsatz marktbasierter 

Instrumente bzw. eines Kapazitätsrückkaufs das Ziel verfolgt wird, engpassverstärkende 

Ein-/Ausspeisungen aufgrund von Kurzfristbuchungen auszuschließen, lässt sich grundsätzlich 

als eine Maßnahme nach § 16 Abs. 1 EnWG einstufen. Sie dürfte als eine marktbezogene 

Maßnahme (§ 16 Abs. 1 Nr. 2 EnWG) einzuordnen sein. Für die Abgrenzung zu netzbezogenen 

Maßnahmen ist anerkannt, auf die Einbeziehung der Netznutzer abzustellen. Zwar werden hier 

keine Vereinbarungen mit Netznutzern über Ausgleichsleistungen, Abschaltungen oder den 

Einsatz von Speichern abgeschlossen. Die Marktbezogenheit dürfte jedoch aus dem Umstand 

folgen, dass Netznutzer keine Gelegenheit zum Erwerb von Kapazitäten mit kurzer Laufzeit 

erhalten, obwohl im Markt durch vorherige Veröffentlichungen und die geltende 

Zuweisungsmethodik eine dahingehende Erwartung geweckt wurde.  

Mit den Aufgaben und der Systemverantwortung der Betreiber von Fernleitungsnetzen ist eine 

solche Maßnahme vereinbar, wenn sie – entsprechend den oben genannten Maßstäben - nach 

Eignung, Erforderlichkeit und unter Berücksichtigung des Grades der Beeinträchtigung der 

Gasversorgung sowie der Netznutzer ausgewählt wurde. Zum jetzigen Zeitpunkt gibt es keine 

Anhaltspunkte für die Beschlusskammer, hieran allgemein zu zweifeln und den Einsatz dieser 

Maßnahme grundsätzlich in Frage zu stellen. Andererseits lässt sich insbesondere die Häufigkeit 

dieser Maßnahme und damit auch der Umfang der mit ihr verbundenen Beeinträchtigungen für 
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den Gasmarkt und die Netznutzer gegenwärtig nur schwer abschätzen. Den 

Fernleitungsnetzbetreibern obliegt es daher im Rahmen ihrer Systemverantwortung, die 

Einhaltung der genannten rechtlichen Maßstäbe auch während der Umsetzung des Konzeptes 

unter Berücksichtigung dabei gewonnener Erkenntnisse regelmäßig zu überprüfen.    

(4) Aus den Regelungen zur Ermittlung und zum Angebot von Kapazitäten folgt nach Auffassung 

der Beschlusskammer keine andere Bewertung. Nicht alle Produktlaufzeiten müssen tatsächlich 

zu jeder Zeit angeboten werden, das heißt Transportkunden können sich nicht auf kurzfristige 

Buchungsmöglichkeiten verlassen. 

Fernleitungsnetzbetreiber sind verpflichtet, die technischen Kapazitäten zu ermitteln 

(§ 9 Abs. 1 S. 1 GasNZV), zu maximieren (§ 9 Abs. 2 S. 3 GasNZV) und auf Jahres-, Quartals-, 

Monats- und Tagesbasis sowie untertägiger Basis anzubieten (§ 11 Abs. 1 GasNZV). Die 

Ermittlung wie auch das Angebot haben aber stets unter Berücksichtigung der Systemintegrität 

und der Erfordernisse des Netzbetriebs zu erfolgen (vgl. die Definition der technischen Kapazität, 

§ 2 Nr. 13 GasNZV). Auch nach Art. 6 der Verordnung (EU) 2017/459 ist Netznutzern die 

maximale technische Kapazität „[…] unter Berücksichtigung der Netzintegrität, der Netzsicherheit 

und eines effizienten Netzbetriebs zur Verfügung […]“ zu stellen. Diese Vorgaben gelten nicht nur 

bei der initialen Berechnung der technischen Kapazität im Vorfeld der Jahresauktionen, sondern 

auch im Rahmen der unterjährigen Vermarktung. Auch kurzfristige Änderungen und Erkenntnisse 

müssen dem Fernleitungsnetzbetreiber gestatten, sein Kapazitätsangebot den netztechnischen 

Erfordernissen anzupassen.  

(5) Die anlassbezogene Aussetzung der Kurzfristvermarktung stellt gleichwohl eine Beeinträchti-

gung des Marktes dar. Die Beschlusskammer teilt insoweit die im Rahmen der Konsultation ge-

äußerten Bedenken mehrerer Marktteilnehmer wie auch der Beigeladenen zu 2) im Rahmen der 

Anhörung. Die Aussetzung der Kurzfristvermarktung hat zwar keinen Marktverschluss zur Folge, 

sie berührt aber das Interesse der Marktteilnehmer an kurzfristigen strukturierten Buchungen. Auf 

solche Buchungen könnten Transportkunden etwa zum kurzfristigen Ausgleich ihrer Bilanzkreise 

zurückgreifen wollen. Zudem wird die Markttransparenz beeinträchtigt, da trotz der Veröffentli-

chung verfügbarer Kapazitäten nicht mehr zwingend von einer Kurzfristvermarktung ausgegangen 

werden kann. Dennoch teilt die Beschlusskammer nicht die grundsätzlich ablehnende Ansicht der 

Beigeladenen zu 2). Die Kurzfristvermarktung soll stets nur für potentiell engpassverstärkende 

Kapazitätsrechte eingestellt werden. Transportkunden bleibt somit unbenommen, nicht betroffene 

Einspeisepunkte des Marktgebiets – beispielsweise für den angesprochenen kurzfristigen Aus-

gleich der Bilanzkreise - zu nutzen. Transportkunden werden hierdurch nicht unerheblich einge-

schränkt. Nach Ansicht der Beschlusskammer steht dies jedoch nicht außer Verhältnis zu der 

anderenfalls auftretenden Schwierigkeit der Fernleitungsnetzbetreiber bei der Beseitigung der Ge-

fahr: sie müssten zeitgleich sowohl marktbasierte Instrumente ergreifen als auch potentiell eng-
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passverschärfende Kapazitätsrechte vermarkten. Vor diesem Hintergrund sollten die Fernlei-

tungsnetzbetreiber die mit dem Überbuchungs- und Rückkaufsystem verbundene Testphase für 

die marktbasierten Instrumente auch für die Prüfung nutzen, wie die Aussetzung der Kurzfristver-

marktung möglichst begrenzt werden kann. Sollte ein Einsatz marktbasierter Instrumente nach 

der Testphase auch im Rahmen des § 9 Abs. 3 GasNZV in Betracht kommen, müsste im Rahmen 

der Netzentwicklungsplanung geprüft werden, inwieweit diese Instrumente sich als vorzugswürdig 

gegenüber einem Netzausbau erweisen. Dabei sollten neben den kostenseitigen Aspekten auch 

mögliche Einschränkungen für Marktteilnehmer, wie z.B. die anlassbezogene Aussetzung der 

Kurzfristvermarktung, angemessen berücksichtigt werden.  

3.2.3. Inhaltliche Änderungen des Konzepts 

(1) Die Genehmigung wird unter den modifizierenden Inhaltsbestimmungen der Tenorziffer 2 lit. a) 

bis d) erteilt („Aliud“). Sie stellen insbesondere sicher, dass die Anforderungen nach § 16 EnWG 

und § 2 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 1 EnWG erfüllt werden. Die Inhaltsbestimmungen bewirken, dass 

allein diese Fassung des Konzepts umgesetzt werden darf. Eines Überarbeitungsverlangens, zu 

dem Punkt 2.2.2. Nr. 8 des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 ermächtigt, bedarf es 

daher nicht. 

Die Beschlusskammer hält die in Tenorziffer 2 genannten Änderungen für erforderlich. Sie 

erfolgen ermessensfehlerfrei. 

3.2.3.1. Keine Preisobergrenze 

(1) Durch Tenorziffer 2 lit. a) wird der Vorbehalt einer Preisobergrenze für den Einsatz der 

marktbasierten Instrumente und des Kapazitätsrückkaufs (Punkt 3.3. des Konzepts) 

ausgeschlossen. Bei Erreichen dieser Obergrenze hätten die marktbasierten Instrumente keine 

Anwendung mehr finden sollen, sondern stattdessen Notfallmaßnahmen gemäß § 16 

Abs. 2 EnWG. Notfallmaßnahmen bewirken ein Ruhen der Leistungspflichten sowie den 

Ausschluss der Haftung für Vermögensschäden (§ 16 Abs. 3 EnWG). 

Nach Ansicht der Beschlusskammer bestehen Zweifel hinsichtlich der rechtlichen Zulässigkeit der 

vorgeschlagenen Preisobergrenze. Eine abschließende Bewertung kann insoweit jedoch 

dahinstehen, weil eine Preisobergrenze jedenfalls nach den gegenwärtigen Erkenntnissen nicht 

erforderlich ist und auch nicht zweckmäßig wäre. 

(2) Die rechtlichen Zweifel der Beschlusskammer knüpfen an die Frage an, ob aus Kostengründen 

vom Einsatz marktbasierter Instrumente abgesehen werden darf. Eine Preisobergrenze 

ermöglichte den Rückgriff auf Notfallmaßnahmen gemäß § 16 Abs. 2 EnWG, obwohl Erfolg 

versprechende marktbasierte Instrumente bereitstünden. 
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(a) Die Vorgaben unter Punkt 2.2.2. Nr. 5 des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 sehen 

zwar eine angemessene Berücksichtigung des mit dem Angebot zusätzlicher Kapazität 

verbundenen (Kosten-)Risikos vor; die Risikoabwägung hat jedoch bei der Bestimmung der Höhe 

der Zusatzkapazität zu erfolgen. Sie impliziert nicht, dass im Engpassfall aus Kostengründen von 

kapazitätsabsichernden Maßnahmen abgesehen werden kann. Der Rückgriff auf 

Notfallmaßnahmen bei Erreichen der Preisobergrenze berührte zudem nicht nur die vermarktete 

Zusatzkapazität, sondern auch die technische Kapazität. Inhaber der Transportrechte wären 

unterschiedslos beispielsweise von Kapazitätskürzungen betroffen. Damit könnte sich das 

Überbuchungs- und Rückkaufsystem nicht unerheblich auf die „Festigkeit“ der technischen 

Kapazität auswirken.  

(b) Darüber hinaus ist die Anwendung netz- und marktbezogener Maßnahmen nach § 16 

Abs. 1 EnWG grundsätzlich nicht durch Kosten, sondern nur durch Verfügbarkeit und Wirksamkeit 

beschränkt. Notfallmaßnahmen kommen nach dem Wortlaut des § 16 Abs. 2 EnWG nur dann zum 

Einsatz, wenn sich eine Gefährdung oder Störung der Netzintegrität nicht oder nicht rechtzeitig 

durch Maßnahmen nach Absatz 1 beseitigen lässt, nicht dagegen bereits dann, wenn sich 

Maßnahmen als besonders kostenintensiv erweisen. Auch wenn eine Preisobergrenze im 

Rahmen des § 16 EnWG mit dem Ziel der preisgünstigen Energieversorgung (§ 2 Abs. 1 i.V.m. § 

1 EnWG) begründet werden könnte, bestünde die Schwierigkeit, diese Grenze nach sachlichen 

Kriterien bestimmen zu müssen. 

(3) Ungeachtet dieser rechtlichen Zweifel hält die Beschlusskammer eine Preisobergrenze nicht 

für notwendig, um dem Kostenrisiko angemessen Rechnung zu tragen. Dass im Engpassfall 

gleich drei marktbasierte Instrumente in einer preisbasierten Merit-Order-List bereitstehen, dürfte 

unverhältnismäßige Kostenbelastungen weitgehend ausschließen und das Missbrauchsrisiko 

grundsätzlich begrenzen. Das Kostenrisiko ist zudem bereits bei der Festlegung der Höhe der 

zusätzlichen Kapazität angemessen zu berücksichtigen, Punkt 2.2.2. Nr. 5 des Anhangs I der 

Verordnung (EG) Nr. 715/2009. Das Konzept schließt auch jährliche Anpassungen des Angebots 

von Zusatzkapazität während des Anwendungszeitraums des Überbuchungs- und 

Rückkaufsystems nicht aus und ermöglicht es den Fernleitungsnetzbetreibern auf diese Weise, 

auf tatsächliche Kostenentwicklungen gegebenenfalls zu reagieren. Schließlich wird dem 

Kostenrisiko auch über den begrenzten Angebotszeitraum für zusätzliche Kapazität (vgl. 

Tenorziffer 2 lit. c)) Rechnung getragen. 

Eine Preisobergrenze ist im vorliegenden Kontext auch nicht sinnvoll. Sie liefe dem Ziel zuwider, 

mittels des Überbuchung- und Rückkaufsystems einen hinreichenden Nachweis der Verfügbarkeit 

und Wirksamkeit der marktbasierten Instrumente zu erbringen. Im Falle eines Engpasses, bei dem 

die Preisobergrenze erreicht würde und nach dem Konzept Notfallmaßnahmen gemäß 

§ 16 Abs. 2 EnWG zu ergreifen wären, könnte nämlich nicht überprüft werden, ob die auftretende 
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Engpasssituationen auch ohne Notfallmaßnahmen mit ausreichend verfügbaren marktbasierten 

Instrumenten hätte behoben werden können.  

(4) Diese von der Beschlusskammer bereits im Rahmen des Konsultationsdokuments vom 

11.12.2019 dargelegten Zweifel an der Einführung einer Preisobergrenze sind von allen 

Konsultationsteilnehmern, die zu diesem Punkt Stellung genommen haben, geteilt worden. Die 

Fernleitungsnetzbetreiber haben im Rahmen der abschließenden Anhörung angeregt, auf Basis 

der Erfahrungen insbesondere mit dem Spread-Produkt erneut zu prüfen, ob Hinweise für 

missbräuchliche Preise bestehen und ggf. die Einführung einer Preisobergrenze zu einem 

späteren Zeitpunkt erfolgen sollte. Aus Sicht der Beschlusskammer sind in diesem 

Zusammenhang insbesondere die mit Tenorziffer 3 lit. b) auferlegten Berichts- und 

Monitoringpflichten geeignet, um mögliche Anhaltspunkte und Erkenntnisse zu erlangen. Eine 

Änderung der vorliegenden Genehmigung ist für die Zukunft auch nicht ausgeschlossen, sofern 

Erkenntnisse aus der praktischen Anwendung abweichende Bewertung nahelegen. 

3.2.3.2. Kein automatisches Verbot netzschädlicher Ein-/Ausspeisungen bei Kapazitätsrückkauf 

(1) Durch Tenorziffer 2 lit. b) wird die automatische Verknüpfung des Kapazitätsrückkaufs 

einerseits mit dem Verbot netzschädlicher Änderungen der Ein-/Ausspeisungen für alle 

Marktteilnehmer im H-Gas für den Rest des Tages andererseits aufgehoben. Damit wird 

sichergestellt, dass die Fernleitungsnetzbetreiber im konkreten Engpassfall eine Prüfung der 

tatbestandlichen Voraussetzungen für Notfallmaßnahmen nach § 16 Abs. 2 EnWG vornehmen, 

bevor sie eine solche Maßnahme ergreifen. 

(2) Die Prozessbeschreibung sieht unter Ziffer „2.3.4 Kapazitätsrückkauf (Prozessschritt 6)“ 

(Anlage dieses Beschlusses, S. 24f.) vor, dass zeitgleich zum Kapazitätsrückkauf automatisch ein 

Verbot von netzschädlichen Veränderungen der Ein-/Ausspeisungen für alle Marktteilnehmer im 

H-Gas für den Rest des Tages ausgesprochen wird. Danach dürfen Marktteilnehmer in der 

Upstream-Engpasszone im Saldo weder ihre Einspeisungen nachträglich erhöhen noch ihre 

Ausspeisungen nachträglich verringern. Umgekehrtes soll entsprechend für die Downstream-

Engpasszone gelten. 

(3) Während die Beschlusskammer den Kapazitätsrückkauf als eine (marktbezogene) Maßnahme 

nach § 16 Abs. 1 EnWG einstuft, stellt das Verbot netzschädlicher Änderungen der 

Ein-/Ausspeisungen für alle Marktteilnehmer eine Notfallmaßnahme im Sinne des § 16 

Abs. 2 EnWG dar. Für diese müssen die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sein. 

(a) Durch das Verbot netzschädlicher Veränderungen der Ein-/Ausspeisungen werden nicht 

nominierte Anteile gebuchter Kapazitäten endgültig nicht nutzbar. Nach Ansicht der 

Beschlusskammer bestehen nur graduelle Unterschiede zwischen der Entziehung von Kapazität 

vor deren initialer Nominierung, der Entziehung von bereits nominierter Kapazität und schließlich 
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24 Hartmann/Weise, in: Danner/Theobald (Hrsg.), Energierecht, August 2019, § 13 Rn. 48. 

dem Verbot der Renominierung. Denn mit der Abschaffung des Renominierungsverbots für „Day-

ahead“-Kapazität (BNetzA, Beschluss vom 14.08.2015, Az. BK7-15-001, S. 23f.) hat die 

Beschlusskammer verdeutlicht, dass sie eine flexible Nutzbarkeit von Transportrechten für 

wesentlich hält. Insofern ist grundsätzlich von einer Berechtigung und Möglichkeit zur 

Renominierung auszugehen. Das hier vorgesehene Verbot erfolgt nicht auf vertraglicher Basis 

und damit nicht als marktbezogene Maßnahme nach § 16 Abs. 1 EnWG, sondern als 

Notfallmaßnahme, zu denen die Fernleitungsnetzbetreiber nur unter den Voraussetzungen des 

§ 16 Abs. 2 EnWG gesetzlich berechtigt sind. Anders als das entsprechende Verbot begleitend 

zum Spread-Produkt (vgl. Ziffer 2.3.3.4 der Prozessbeschreibung, Anlage des Beschlusses, S. 

23f.) wird das Verbot nicht nur dem Vertragspartner des Kapazitätsrückkaufs, sondern sämtlichen 

Markteilnehmern in der Upstream- bzw. Downstream-Engpasszone im H-Gas auferlegt.  

(b) Der Einsatz von Notfallmaßnahmen nach § 16 Abs. 2 EnWG setzt voraus, dass sich eine 

Gefährdung oder Störung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Gasversorgungssystems durch 

Maßnahmen nach § 16 Abs. 1 EnWG nicht oder nicht rechtzeitig beseitigen lässt. Zwar ist insoweit 

ausreichend, dass aus der Sicht der Fernleitungsnetzbetreiber der Einsatz von netz- oder 

marktbezogenen Maßnahmen nach § 16 Abs. 1 EnWG als nicht erfolgsversprechend einzustufen 

ist. Zu dieser Einschätzung müssen die Fernleitungsnetzbetreiber aber aufgrund der Prüfung und 

Beurteilung der konkreten Engpasssituation gelangen. Die Einschätzung der Erfolglosigkeit von 

Maßnahmen nach § 16 Abs. 1 EnWG kann sich entweder aus der Wirkungslosigkeit bereits 

eingeleiteter Maßnahmen oder ihrer generellen Ungeeignetheit in der konkreten (auch zeitlichen) 

Situation ergeben.24 Der im Konzept angelegte Automatismus, zeitgleich mit dem 

Kapazitätsrückkauf immer auch das Verbot netzschädlicher Änderungen der Ein-/Ausspeisungen 

für alle Marktteilnehmer im H-Gas für den Rest des Tages zu verhängen, lässt sich nach 

Auffassung der Beschlusskammer mit diesen Vorgaben nicht vereinbaren. Zum einen verhindert 

er, dass die Fernleitungsnetzbetreiber in der praktischen Umsetzung des Konzeptes die 

gesetzlichen Voraussetzungen für ein den Kapazitätsrückkauf begleitendes Verbot 

netzschädlicher Änderungen der Ein-/Ausspeisungen gemäß § 16 Abs. 2 EnWG anhand des 

konkreten Engpassfalles prüfen. Zum anderen lässt sich dieser Automatismus auch nicht als das 

Ergebnis einer im Vorfeld durchgeführten Prüfung der Voraussetzungen des § 16 Abs. 2 EnWG 

ansehen, da hierdurch die Berücksichtigung etwaiger Besonderheiten der einzelnen Engpassfälle 

nicht gewährleistet wäre. Insbesondere könnte auf diese Weise nicht hinreichend berücksichtigt 

werden, inwieweit die nach den vorangegangenen Prozessschritten zur Behebung eines 

konkreten Engpasses bereits eingesetzten marktbasierten Instrumente (§ 16 Abs. 1 EnWG) eine 

positive, d.h. engpassvermindernde Wirkung entfaltet haben und ob sich dies ggf. auf die 
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Bewertung der Erforderlichkeit des Verbots netzschädlicher Veränderungen der Ein-

/Ausspeisungen gem. § 16 Abs. 2 EnWG auswirkt.  

(c) Mit Tenorziffer 2 lit. b) wird den Fernleitungsnetzbetreibern die Prüfung der gesetzlichen 

Voraussetzungen für Notfallmaßnahmen nach § 16 Abs. 2 EnWG anhand der nach der 

Marktgebietszusammenlegung zu erwartenden konkreten Engpasssituationen ermöglicht.  Die 

Fernleitungsnetzbetreiber haben in der konkreten Engpasssituation einzuschätzen, ob über die 

Renominierungsbeschränkung für den Vertragspartner hinaus (vgl. Spread-Produkt Ziffer 3.2.2.1. 

(5)) auch ein Verbot netzschädlicher Veränderungen der Ein-/Ausspeisungen gegenüber allen 

Marktteilnehmern erforderlich ist. Entgegen der Befürchtung der Fernleitungsnetzbetreiber im 

Rahmen der abschließenden Anhörung kann der physische Effekt damit entweder auf den 

einzelnen Vertragspartner des Kapazitätsrückkaufs bezogen werden oder marktgebietsweit auf 

alle Transportkunden. 

Sofern die Fernleitungsnetzbetreiber zu der Einschätzung gelangen, dass Maßnahmen nach § 16 

Abs. 1 EnWG nicht ausreichen, bleibt das Verbot netzschädlicher Veränderungen der 

Ein-/Ausspeisungen gegenüber allen Marktteilnehmern zulässig. In diesem Fall kann es auch 

zeitgleich mit dem Kapazitätsrückkauf (§ 16 Abs. 1 EnWG) vorgenommen werden. Diesbezüglich 

hat die Beigeladene zu 1) vorgetragen, dass das Verbot keinen nachteiligen Einfluss auf die 

Bilanzkreise im gemeinsamen Marktgebiet haben dürfe. Transportkunden sollten weiterhin die 

Möglichkeit haben, ihre Ein-/Ausspeissungen auszugleichen, um nicht weitere Einschränkungen, 

Kosten oder Schäden zu erleiden. Überdies solle etwaigen Flexibilitäten in Lieferverträgen 

Rechnung getragen werden. Die Beschlusskammer sieht insoweit keinen Anpassungsbedarf des 

vorgelegten Konzepts. Wie schon die Kurzfristvermarktung im Engpassfall stets nur für 

engpassverstärkende Kapazitätsrechte eingestellt werden soll (vgl. Abschnitt 3.2.2.2. unter (5)), 

soll auch die marktgebietsweite Renominierungsbeschränkung stets nur engpassverstärkende 

Veränderungen ausschließen. Transportkunden können ihre entry-/exit-Positionen zumindest 

über nicht betroffene Netzpunkte des Marktgebiets ausgleichen. 

(4) In Stellungnahmen wurde der Vorschlag einer allgemeinen Renominierungsbeschränkung 

überwiegend kritisch bewertet (EFET, RWE, VNG, SEEL, Equinor). 

3.2.3.3. Vermarktung von 2 Jahren möglich 

(1) Mit Tenorziffer 2 lit. c) wird den Fernleitungsnetzbetreibern abweichend vom konzeptionierten 

Angebotszeitraum die Möglichkeit eingeräumt, im Rahmen von Jahresauktionen zusätzliche 

Kapazität für die nächsten zwei Gaswirtschaftsjahre, die in den zeitlichen Anwendungsbereich 

des Überbuchungs- und Rückkaufsystems fallen, anzubieten. Mit Einleitung des Verfahrens hat 

die Beschlusskammer in Abgrenzung zu der Vermarktung technischer Kapazität einen 

Angebotszeitraum von weniger als fünf Gasjahren angedacht. Das Konzept sieht das Angebot 

von Zusatzkapazität in Jahresauktionen ausschließlich für das nächste, in den zeitlichen 
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Anwendungsbereich fallende Gaswirtschaftsjahr vor. Aus Sicht der Beschlusskammer gilt - 

ähnlich wie hinsichtlich Kapazitätsprodukt und Kapazitätshöhe - auch hier die Maßgabe, dass die 

Fernleitungsnetzbetreiber entscheiden müssen, inwieweit sie hiervon Gebrauch machen. 

Jahresauktion 
(vsl.) 

Angebot zusätzlicher Kapazität Anmerkungen 

06.07.2020 

GWJ 2020/2021: Keine zusätzliche Kapazität Zeitraum vor Marktgebietszu-
sammenlegung 

GWJ 2021/2022: Zusätzliche Kapazität 
Voraussichtlich erstes GWJ 
der Marktgebietszusammen-
legung 

GWJ 2022/2023: Zusätzliche Kapazität  

05.07.2021 
GWJ 2021/2022: Zusätzliche Kapazität  

GWJ 2022/2023: Zusätzliche Kapazität  

04.07.2022 
GWJ 2022/2023: Zusätzliche Kapazität  

GWJ 2023/2024: Zusätzliche Kapazität  

03.07.2023 GWJ 2023/2024: Zusätzliche Kapazität Letztes Jahr des Anwen-
dungszeitraums 

Die Beschlusskammer räumt mit Tenorziffer 2 lit. c) den Fernleitungsnetzbetreibern explizit diese 

Möglichkeit ein, weil aus Ihrer Sicht ein Rhythmus im Gleichklang mit dem Prozess der 

Netzentwicklungsplanung sinnvoll erscheinen kann. Wie oben (Abschnitt 3.2.1.1. (2) (b) (bb)) 

ausgeführt, besteht eine enge Verzahnung zu der Ermittlung des (langfristigen) Kapazitätsbedarfs 

in der Netzentwicklungsplanung. Mit Auslaufen des Überbuchungs- und Rückkaufsystems ist zu 

erwarten, dass ein ausreichendes Maß an Kapazitäten nach im Netzentwicklungsplan-Prozess 

entwickelten Kriterien für das gesamtdeutsche Marktgebiet ermittelt sein wird. Danach kommt eine 

Bereitstellung als technische Kapazität nach § 9 Abs. 3 GasNZV in Betracht. 

(2) Die Stellungnehmenden haben sich überwiegend für einen Angebotszeitraum von mindestens 

zwei Jahren ausgesprochen (EnBW, BDEW, EFET, VNG), teilweise wurde ein Angebotszeitraum 

von einem Jahr als sachgerecht eingestuft (Beigeladene zu 1). Die Fernleitungsnetzbetreiber 

haben im Rahmen der Anhörung angekündigt, zusätzliche Kapazität zunächst weiterhin nur für 

jeweils ein Gaswirtschaftsjahr anbieten zu wollen.  

3.2.3.4. Anerkennung der Kosten durch Festlegungsverfahren mit Az. BK9-19/606 („KOMBI“) 

Tenorziffer 2 lit. d) stellt klar, dass die vorliegende Entscheidung sich nicht auf die regulatorische 

Behandlung der im Rahmen des Überbuchungs- und Rückkaufsystems entstehenden Kosten 

erstreckt. Diesbezügliche Konzeptinhalte werden von der hier erteilten Genehmigung nicht 

erfasst. Über die regulatorische Behandlung der Kosten für den Einsatz der markbasierten 

Instrumente und des Kapazitätsrückkaufs wird ausschließlich im Festlegungsverfahren der 
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25 Ramsauer, in: Kopp/Ramsauer, VwVfG, 18. Aufl. 2017, § 36 Rn. 6. 

Beschlusskammer 9, Az. BK9-19/606 („KOMBI“), entschieden (vgl. hierzu bereits 

Abschnitt 3.2.1.2.). 

3.3. Tenorziffer 3: Nebenbestimmungen 

(1) Die Genehmigung wird unter den Nebenbestimmungen der Tenorziffer 3 erteilt. 

(2) Gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG darf eine Ermessensentscheidung verbunden werden mit 

einer Bestimmung, durch die dem Begünstigten ein Tun, Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben 

wird (Auflage). Bei der Entscheidung über die Nebenbestimmung selbst hat die Behörde wiede-

rum ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und die gesetzlichen 

Grenzen des Ermessens einzuhalten, § 40 VwVfG. Die Nebenbestimmung darf dem Zweck des 

Verwaltungsaktes nicht zuwiderlaufen (§ 36 Abs. 3 VwVfG). 

(3) Diesen Anforderungen werden die Nebenbestimmungen der Tenorziffer 3 gerecht. Die Beifü-

gung von Nebenbestimmungen nach § 36 VwVfG ist auch beim indirekten Vollzug von Unions-

recht grundsätzlich möglich.25 Bei der Genehmigung des Konzepts handelt es sich überdies um 

eine Ermessensentscheidung, zumal in Punkt 2.2.2. Nr. 8 S. 3 des Anhangs I der Verordnung 

(EG) Nr. 715/2009 (Überarbeitungsverlangen) ein rechtsfolgenseitigen Gestaltungsspielraum der 

Regulierungsbehörden zum Ausdruck kommt.   

(a) Mit Tenorziffer 3 lit. a) wird den Fernleitungsnetzbetreibern aufgegeben, der Bundesnetzagen-

tur schriftlich bis zum 01. Mai eines jeden Kalenderjahres die produktscharfe Höhe mitzuteilen, in 

der zusätzliche Kapazität an einem buchbaren Punkt in der bevorstehenden Jahresauktion ange-

boten werden soll. Es steht den Fernleitungsnetzbetreibern frei, diese Informationen unter Be-

rücksichtigung rechtlicher Vorgaben auch zu veröffentlichen. Außerdem ist eine punktbezogene 

Begründung für die konkrete Höhe der Zusatzkapazität zu liefern. Die Beschlusskammer verfolgt 

hiermit den Zweck, die konkrete Implementierung des genehmigten Konzepts zu überwachen. Die 

Mitteilungspflicht zum 01. Mai eines jeden Kalenderjahres ist so gewählt, dass sie einerseits den 

Fernleitungsnetzbetreibern keine allzu frühe Festlegung abverlangt, andererseits die Bundesnetz-

agentur mit ausreichendem Vorlauf über das geplante Vorgehen informiert wird. Nach Art. 11 Abs. 

4 und 8 der Verordnung (EU) 2017/459 finden die jährlichen Auktionen für Jahreskapazität am 

ersten Montag im Juli jedes Jahres statt. Die Fernleitungsnetzbetreiber haben den Netznutzern 

mindestens einen Monat vor dem Beginn der Auktion die Höhe der verbindlichen Kapazität mit-

zuteilen, die angeboten werden soll. Die Begründungspflicht schließlich ermöglicht der Bundes-

netzagentur, die Erwägungen bei der Bestimmung der Höhe der Zusatzkapazität nachzuvollzie-

hen. Während die Genehmigung nach Tenorziffer 2 keine konkreten Kapazitätsbeträge benennt, 

ist den Fernleitungsnetzbetreibern durch sie und durch die Entscheidung der Beschlusskammer 
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9 zur Anerkennung von Kosten ein Gestaltungsspielraum eingeräumt. Von diesem ist nach Maß-

gabe der Zwecke und Ziele des Energiewirtschaftsgesetzes (§ 2 Abs. 1 i.V.m. § 1 EnWG) Ge-

brauch zu machen. Sofern über das Überbuchungssystem an einem Punkt insgesamt ein Kapa-

zitätsangebot erfolgt, das dem im Konzept als Obergrenze angegebenen Netzentwicklungsplan 

Gas 2018-2028 entspricht, bedarf es – entsprechend der Anregung der Fernleitungsnetzbetreiber 

im Rahmen der Anhörung – keiner weitergehenden Begründung, da die Fernleitungsnetzbetreiber 

in diesem Fall von den mit dem System gesetzten Anreizen in nicht zu beanstandender Weise 

vollumfänglich Gebrauch machen. 

(b) Mit Tenorziffer 3 lit. b) wird den Fernleitungsnetzbetreibern aufgegeben, der Bundesnetzagen-

tur bis zum 01. Dezember eines jeden Kalenderjahres (erstmals zum 01.12.2022) einen gemein-

samen Bericht vorzulegen, in dem der Einsatz der marktbasierten Instrumente beziehungsweise 

des Kapazitätsrückkaufs im abgelaufenen Gaswirtschaftsjahr ausgewertet wird. In dem Bericht, 

der auch auf den Internetseiten der Fernleitungsnetzbetreiber veröffentlicht werden soll, sollen 

einige benannte Auswertungen zum Einsatz marktbasierter Instrumente und zum Rückkauf auf-

geführt werden. Auch hiermit verfolgt die Beschlusskammer den Zweck, die konkrete Implemen-

tierung des genehmigten Konzepts zu überwachen. Außerdem sollen auch Netznutzer im Wege 

der Veröffentlichung dieser Informationen nachvollziehen können, in welchem Umfang marktba-

sierte Instrumente und Rückkauf eingesetzt werden müssen und mit welchem – für die Netzent-

gelte relevanten Aufwand – diese verbunden sind. 

3.4. Tenorziffer 4: Vorbehalt einer Kostenentscheidung 

Hinsichtlich der Kosten (Gebühren und Auslagen) ergeht ein gesonderter Bescheid nach 

§ 91 EnWG. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung Beschwerde 

erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom-

munikation, Post und Eisenbahnen (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es 

genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Haus-

anschrift: Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) eingeht.  

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen Monat. 

Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder der Vorsitzen-

den des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebegründung muss die Erklä-

rung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abänderung oder Aufhebung beantragt 
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wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthal-

ten. Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt 

unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

 

 

 

 

 

Barbie Kornelia Haller 

Vorsitzende  

Dr. Werner Schaller 

Beisitzer 

Diana Harlinghausen 

Beisitzerin 
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